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Einziger Tagesordnungspunkt 

Antrag der Abgeordneten Sabine Leidig, Herbert 
Behrens, Caren Lay, weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion DIE LINKE. sowie der Abgeordneten 
Matthias Gastel, Cem Özdemir, Harald Ebner, wei-
terer Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN 

Offene Fragen zum Bahnhofsprojekt Stuttgart 21 
aufklären 

BT-Drucksache 18/3647 

 

Vorsitzender: Ich begrüße Sie ganz herzlich zu der 
41. Sitzung des Ausschusses für Verkehr und digi-
tale Infrastruktur, zur öffentlichen Anhörung zu 
dem Antrag der Fraktionen DIE LINKE. und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – „Offene Fragen zum 
Bahnhofsprojekt Stuttgart 21 aufklären“ auf Drs. 
18/3647. Nach der öffentlichen Anhörung des da-
maligen Ausschusses für Verkehr, Bau und Stadt-
entwicklung in der 17. Wahlperiode ist dies die 
zweite öffentliche Anhörung des Verkehrsaus-
schusses zu dem Bahnhofsprojekt Stuttgart 21. 
Wiederholt hat sich allerdings der Ausschuss 
auch in seinen nicht öffentlichen Sitzungen mit 
diesem Thema befasst. Wie die große Anzahl der 
angemeldeten Besucher zeigt, die ich willkommen 
heiße und die gerade noch Platz nehmen, ist das 
Interesse hieran weiterhin sehr groß. Ich freue 
mich, sicherlich mit dem Ausschuss insgesamt, 
heute auf eine interessante Anhörung und begrüße 
ganz recht herzlich die folgenden Sachverständi-
gen: Als Brandschutzbeauftragten der Deutschen 
Bahn AG haben wir Klaus-Jürgen Bieger wieder 
unter uns, von dem DB Projekt Stuttgart Ulm 
GmbH, Herrn Dr. Florian Bitzer. Zum wiederhol-
ten Male in diesen Räumlichkeiten ist Herr Dr. 
Kefer als Vorstand der Deutschen Bahn AG hier. 
Vom Verkehrsclub Deutschland Baden-Württem-
berg begrüßen wir Herrn Matthias Lieb recht herz-
lich. Vom DB Projekt Stuttgart-Ulm GmbH begrü-
ßen wir Herrn Manfred Leger, der wieder bei uns 
ist. Und als Sachverständigen, aber auch Journa-
list, begrüßen wir Herrn Arno Luik bei uns und 
den Direktor des Instituts für Eisenbahn- und Ver-
kehrswesen, Herrn Prof. Dr. Ullrich Martin. Ihnen 
allen ein herzliches Willkommen. Den Sachver-
ständigen, die eine schriftliche Stellungnahme ab-
gegeben haben, darf ich recht herzlich danken, 

dass Sie diese uns übermittelt haben. Wir haben 
diese ausliegen und natürlich den Ausschussmit-
gliedern zur Verfügung gestellt. Diese sind auch 
im Internet abrufbar. Nachdem wir in dieser 
Wahlperiode einige Änderungen bei den Anhö-
rungen haben, will ich das nochmal darstellen. 
Die Anhörung soll wie folgt ablaufen: Wir haben 
uns darauf verständigt, dass es in dieser Wahlperi-
ode keine Eingangsstatements der Sachverständi-
gen mehr gibt. Wir werden also gleich jetzt mit 
der ersten Fragerunde beginnen, der sich in Ab-
hängigkeit von der verfügbaren Zeit – maximal bis 
13.00 Uhr – im heutigen Fall mehrere Fragerun-
den anschließen werden. In jeder Fragerunde kön-
nen die Ausschussmitglieder, die sich zu Wort 
melden, jeweils bis zu zwei Fragen an bis zu zwei 
Sachverständige stellen. Wir haben einen Be-
schluss gefasst, dass für die Abgeordneten jetzt 
auch eine Redezeitbegrenzung eingeführt wurde, 
von drei Minuten, damit wir  im Ausschuss für 
andere Stellungnahmen auch wieder Zeit haben. 
Als Hilfestellung wird die Zeit an der Uhr hier an-
gezeigt. Die angesprochenen Sachverständigen 
antworten dann unmittelbar. Anschließend folgt 
der nächste Fragesteller. Ich gehe davon aus, dass 
der Ausschuss damit einverstanden ist, dass wie 
gewöhnlich auch die mitberatenden Ausschuss-
mitglieder Rederecht nach der ersten Runde im 
Ausschuss haben. Dagegen erhebt sich kein  
Widerspruch, dann ist das so. Ich will noch kund-
tun, dass von der öffentlichen Anhörung heute – 
wie üblich – ein Wortprotokoll erstellt wird, wel-
ches den Sachverständigen, aber auch allen Inte-
ressierten im Anschluss zugänglich sein wird und 
welches wir auch ins Internet stellen werden. In 
diesem Sinne wollen wir beginnen. Die erste Fra-
gestellung geht an die CDU/CSU-Fraktion, Kollege 
Funk, bitteschön! 

 

Abg. Alexander Funk (CDU/CSU): Vielen Dank! 
Zunächst mal eine ganz allgemeine Frage: Die bei-
den schriftlichen Stellungnahmen, sind die allen 
Sachverständigen bekannt? Das macht es dann 
jetzt schneller und einfacher. Da sind auch sehr 
viele Vorwürfe, Behauptungen, Thesen aufgestellt. 
Im Prinzip würde mich zu jeder Einzelnen dann 
die Antwort der Experten interessieren.  

 

Vorsitzende: Die Stellungnahmen sind bekannt, 
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das ist geklärt. Es gehen alle Stellungnahmen im-
mer an alle Sachverständigen.  

 

Abg. Alexander Funk (CDU/CSU): Deshalb gehe 
ich dann direkt zu Herrn Dr. Kefer, den ich bitte, 
etwas zur Kapazität und zu den Kosten zu sagen.  

Die zweite Frage geht an den Projektleiter, Herrn 
Leger, zum Rettungskonzept. Das würde mich 
ganz besonders interessieren. Schließlich hat nie-
mand die Absicht, einen unsicheren Bahnhof zu 
errichten. 

 

Vorsitzende: Bevor Sie, Herr Dr. Kefer, das Wort 
bekommen, bitte ich Mitarbeiter von Bundestags-
abgeordneten, nach unten zu kommen, um das 
Platzkontingent zu nutzen. Dann haben wir oben 
vielleicht noch den einen oder anderen Platz, da-
mit es heute ein bisschen entspannter wird, bei 
den Räumlichkeiten. Herr Dr. Kefer, Sie haben  
das Wort. Bitte!  

 

Dr. Volker Kefer (Deutsche Bahn AG): Herr Funk, 
ich würde gerne bei der Kapazität und bei den 
Kosten auf das aufsetzen, was Sie im Prinzip 
schon aus den Verhandlungen zur Schlichtung 
und aus den folgenden Informationen heraus ken-
nen. Wir haben im Rahmen der Schlichtung bzgl. 
des Bahnknotens insgesamt die Kapazität als sol-
ches im Detail untersucht und simuliert. Wir ha-
ben diese Simulation damals durch ein anerkann-
tes Unternehmen, auf das wir uns alle miteinan-
der – inklusive der Gegner – verständigt haben, 
prüfen und untersuchen lassen. Das war das 
Schweizer Unternehmen SMA. Anschließend sind 
die Ergebnisse in einer nachgelagerten Runde der 
Schlichtung nochmal öffentlich diskutiert wor-
den, wo auch die Bewertungsergebnisse vorge-
stellt wurden durch Herrn Schuler, den Geschäfts-
führer der SMA. Und die sind am Ende durch 
Herrn Geißler in der Schlichtung einer finalen  
Bewertung unterworfen worden. Gegenüber den 
damals erarbeiteten Befunden haben sich heute 
keine Veränderungen ergeben. Es ist geblieben, 
wie es war, mit einer Ausnahme. Wir haben vor 
kurzer Zeit mit den Projektpartnern eine Zusatz-
vereinbarung beschlossen, eine Zusatzleistungs-
vereinbarung, die insbesondere den Bereich des 
Fildertunnels umfasst. Und diese Zusatzleistungs-

vereinbarung hatte zum Ziel, dass wir bei dem  
Filderbahnhof zusätzliche Kapazität ermöglichen. 
Dass es sich um eine Zusatzvereinbarung handelt, 
erkennt man am besten daran, dass es hierfür 
auch eine Zusatzfinanzierungsvereinbarung gibt. 
Das heißt, diese zusätzlichen Leistungen sind in 
den GWU von S21 nicht zu berücksichtigen, son-
dern werden gesondert finanziert, in einer zusam-
men gefahrenen Finanzierung der jeweiligen Pro-
jektpartner. Also insofern gibt es keine Verände-
rung bzgl. der Kapazität des Bahnknotens per se 
mit Ausnahme dieser Veränderung, dieser Zusatz-
leistungsvereinbarung in Filder. 

Bei den Kosten ist die Situation folgende: Wir  
haben im Nachgang zur Schlichtung das Projekt 
erneut zur Diskussion gestellt im Aufsichtsrat der 
DB AG und haben dort vorgestellt, dass sich ins-
gesamt Projektrisiken in der Größenordnung von  
2 Mrd. Euro ergeben. Das hat dazu geführt, dass 
sich der Aufsichtsrat, auch die Politik und die Öf-
fentlichkeit, mit dem Projekt unter diesem Aspekt 
komplett nochmal befasst haben. Wir haben im 
Detail erläutert, was die wesentlichen Risiken 
sind und wo sie herkommen. Und es ist zum da-
maligen Zeitpunkt die Entscheidung getroffen 
worden, durch den Aufsichtsrat der DB AG, das 
Projekt fortzuführen, mit einem neuen GWU von 
knapp 6 Mrd. Euro und einer Aufsichtsratsreserve 
von nochmal ungefähr 500 Mio. Euro. Dieser Kos-
tenrahmen als solcher ist bis heute stabil. Wir ha-
ben Strukturen eingerichtet, wo wir jedes Quartal 
dem Aufsichtsrat über die Kostenentwicklung be-
richten und wir bewegen uns hier in den einzel-
nen Risikopuffern, so wie es der Planung ent-
spricht. Von daher gesehen, hat sich auch hier 
nichts Neues ergeben, sondern eine Fortentwick-
lung des Projektes gemäß der Planung, die wir da-
mals aufgesetzt haben und die jetzt abgefahren 
wird. Es haben sich – auch das soll erwähnt wer-
den an der Stelle – aber sehr wohl im Projekt wei-
tere Verbesserungen ergeben bzw. Fortschritte. 
Wir haben mittlerweile – auch das ist ja in der 
Schlichtung damals sehr häufig und kontrovers 
diskutiert worden – die Planfeststellung für die 
Neubaustrecke komplett. Also von daher gesehen 
gibt es hier keine Unsicherheiten mehr. Und wir 
haben von den Planfeststellungen her alles für 
Stuttgart 21, für den Bahnknoten, mit zwei Aus-
nahmen. Das eine ist der Planfeststellabschnitt 
1/3. Das habe ich gerade erwähnt, das ist der  
Filderbereich, wo wir gemeinschaftlich nochmal 



  

 
Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur 

 

18. Wahlperiode Protokoll der 41. Sitzung 
vom 6. Mai 2015 

Seite 5 von 58 

 
 

Veränderungen durchgeführt haben. Und uns 
fehlt noch eine Planfeststellung für ein Nebenbau-
werk, nämlich den Abstellbahnhof. Ansonsten 
sind auch die Planfeststellungen für S21 mittler-
weile komplett. Es hat darüber hinaus Planfest-
stellungen des Eisenbahnbundesamtes für weitere 
umstrittene Bereiche gegeben, nämlich den so ge-
nannten siebten Planänderungsantrag für das 
Grundwassermanagement. Da wurde ebenfalls 
lange Zeit bezweifelt, dass das funktionieren 
würde. Dort liegt der Planfeststellbescheid mittler-
weile vor. Und es hat mittlerweile auch das 
sechste Planänderungsverfahren seinen Abschluss 
gefunden, nämlich für den Brandschutz das Vor-
sehen zusätzlicher Treppenhäuser im Bahnhof, 
wo ebenfalls das Eisenbahnbundesamt entspre-
chende Bescheide erlassen hat. Das bedeutet, wir 
haben in dem Projekt, was die Genehmigungsver-
fahren anbetrifft, einen deutlichen Fortschritt. 
Darüber hinaus sehen Sie heute, wenn Sie nach 
Stuttgart hineinkommen, dass an verschiedensten 
Stellen die Anfänge getätigt sind, dass die Tun- 
nelvortriebsmaschinen arbeiten und Arbeiten auf-
genommen sind. Der Fortschritt ist dort ebenfalls 
erkennbar und wir monitoren natürlich auch dort 
in einem monatlichen Abstand die Fortschritte, 
um zu sehen, dass wir unseren Inbetriebnahmeter-
min einhalten werden. Auch da ist die Aussage: 
Wir haben bis heute keine Veranlassung, den In-
betriebnahmetermin 2021 in Zweifel zu ziehen. 
Wir werden in den weiteren Arbeiten natürlich 
beobachten, was sich innerhalb der Tunnelbau-
werke ergibt. Aber auch dort ist es so, dass wir 
bislang von Bodenverhältnissen nicht überrascht 
worden sind. Das heißt also, die Bodenerkundun-
gen, die wir im Vorfeld gemacht hatten, haben bis-
lang bei Stuttgart 21 in dem Bahnknoten, aber 
auch bei der Schnellfahrtstrecke so weit getragen. 
Also von daher gesehen, gibt es auch dort bislang 
keine Überraschungen. Soweit mein Bericht. 

 

Vorsitzender: Danke, Herr Dr. Kefer! Ich glaube es 
war eher auch ihre ausführliche Stellungnahme. 
Dann für die zweite Frage, Herr Leger.  

 

Manfred Leger (DB Projekt Stuttgart-Ulm GmbH, 
I.G.): Das sollten wir schon mal zweigleisig beant-
worten. Natürlich gibt es ein Rettungskonzept für 
alle Tunnelbauwerke. Alle 500 Meter gibt es einen 

Querschlag, der dient, wenn im Tunnel A eine 
Havarie passiert, zur Entfluchtung der betroffenen 
Passagiere in dem Tunnel B, der dann freigehalten 
wird, abgeschottet ist, und dort auch die Evakuie-
rung vorgenommen wird. Wir haben im gesamten 
Netzwerk, sowohl in Stuttgart wie auf der Neu-
baustrecke, detaillierte Rettungszufahrten defi-
niert. Die sind auch so ausgelegt, dass bestehende 
Fahrzeuge im Umfeld Stuttgart und auf der Neu-
baustrecke auch diese Strecken befahren können. 
Wir werden feste Fahrbahnen einbauen, um dort 
die Befahrbarkeit der Bahnstrecken ebenfalls  
sicherzustellen. Es gibt eine Lösung, die mit den 
Feuerwehren diskutiert wurde, was die Auslegung 
der Löschwasserleitungen betrifft. Wenn Sie an 
den Bahnhof gehen, dort gibt es eigentlich über-
haupt keine Veränderungen all der Dinge, die wir 
schon lange diskutieren und kennen. Wir haben 
eine auf der absolut sicheren Seite definierte Grö-
ßenordnung an Passagieren, sowohl aus einem 
Zug wie von den Bahnsteigen. Diese ergibt aus  
einer EBA-Formel, die Sie alle kennen, 16.164 
Passagiere die dort in einer Spitzenperiode zu ent-
fluchten sind. Wir alle wissen, dass die Zahl mit  
einem enormen Sicherheitszuschlag belegt ist. Es 
gibt mittlerweile detaillierte Rauchgutachten, wo 
wir genau feststellen können, dass wir die Zeit-
räume, die wir brauchen, um die Leute aus dem 
Bahnhof rauszukriegen, auch absolut einhalten. 
Herr Bieger, gibt es noch etwas, was Sie ergänzen 
können?  

 

Vorsitzender: Herr Bieger, bitte!  

 

Klaus-Jürgen Bieger (Deutsche Bahn AG): In Er-
gänzung zu den Aussagen von Herrn Leger ist 
ganz wichtig, dass die ganze Anlage – ich habe es 
auch schon mal betont – nach europäischer und 
deutscher Norm gebaut ist. Da gibt es keine Ab-
weichungen, das ist alles nachgewiesen. Und 
zwar ist das gerade – wie schon bestätigt wurde 
von Herrn Dr. Kefer – wieder mit der sechsten 
Planänderung, die ja übrigens nicht alleine vom 
Eisenbahnbundesamt gemacht wird, sondern un-
ter erheblicher Beteiligung der Träger öffentlicher 
Belange, sprich: der Feuerwehr Stuttgart, dem Re-
gierungspräsidium Stuttgart, hier bestätigt wor-
den. Das heißt, es funktioniert. Es funktioniert für 
die Tunnel, es funktioniert auch auf dem Bahn- 
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hof. Und alles – das ist auch schon erwähnt – mit 
den hohen Personenzahlen, auf der sicheren Seite. 

 

Vorsitzender: Danke, Herr Bieger! Dann kommt 
jetzt für die Fraktion … Herr Funk, war noch et-
was offen?  

 

Abg. Alexander Funk (CDU/CSU): Ja, dazwischen 
hatte ich eingangs auch gefragt, ob die schriftli-
chen Stellungnahmen bekannt sind. Da ist ja der 
konkrete Vorwurf, dass die 500 Meter zu lang 
sind. Dass es nach internationaler Norm unter ma-
ximal 350 Meter diese Fluchtwege geben müsste 
und die Tendenz zu 250 Meter geht. Wenn ich mir 
vorstelle, ich sitze in einem solchen Zug im Tun-
nel und müsste heraus, erscheint es mir schon als 
ein Unterschied, ob ich 500 Meter oder 250 Meter 
rennen soll. Deshalb hierzu eine Stellungnahme, 
bitte.  

 

Vorsitzender: Herr Leger, bitte!  

 

Manfred Leger (DB Projekt Stuttgart-Ulm GmbH, 
I.G.): Sie müssen unterscheiden zwischen Straßen 
und Eisenbahntunneln. Im Eisenbahnbereich gibt 
es eine hohe Brandschutzanforderung für die 
Schienenfahrzeuge. Je länger der Tunnel ist, umso 
höher ist der Brandschutz in Schienenfahrzeugen. 
Das gibt es im Straßenbereich nicht. Das heißt, 
diese 300-Meter-Regel, die Sie vom Straßenver-
kehr kennen, gibt es in Eisenbahnen nicht. Für Ei-
senbahnen ist normative Vorgabe in der EU immer 
noch 500 Meter bei Doppelröhren, also Röhren, 
die miteinander korrespondieren und 1.000 Meter 
bei einröhrigem Bereich mit Notausgängen. Das 
heißt, wir befinden uns zu 100 Prozent im norma-
tiven Ansatz. Außerdem ist es so, dass Sie nicht 
500 Meter laufen müssen bei 500 Meter Abstän-
den, sondern maximal 250 Meter laufen werden. 
Und die Kennzeichnungen im Tunnel sind so vor-
gesehen, dass Sie immer die Wegweisung in die 
richtige Richtung haben.  

 

Vorsitzender: Das kennen wir von den Autobah-
nen. So, jetzt kommt die Frau Kollegin Leidig für 
die Fraktion DIE LINKE.  

Abg. Sabine Leidig (DIE LINKE.): Ich möchte vor-
weg sagen, dass ich es beachtlich finde, wie groß 
nach wie vor das öffentliche Interesse ist an dieser 
größten, teuersten Baustelle Deutschlands. Ich 
möchte auch vorweg schicken, dass ich es ausge-
sprochen schlecht finde, dass die CDU/CSU ver-
hindert hat, dass wir hier eine Übertragung bzw. 
eine Aufzeichnung dieser Anhörung haben, die 
dann, dem großen öffentlichen Interesse geschul-
det, auch zur Verfügung gestellt werden kann. Wir 
haben das beantragt. Es wäre sehr schön gewesen, 
wenn Sie so viel Transparenz auch an dieser 
Stelle möglich gemacht hätten.  

Zweite Vorbemerkung: Wir haben zwei Stellung-
nahmen vorliegen. Diese gehen ausführlich und 
detailliert auch auf die Punkte ein, die wir in un-
serem gemeinsamen Antrag, DIE LINKE. und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der ja Anlass ist für 
diese Anhörung, zusammengestellt haben. Die 
vier Topmanager der Bahn, die hier sitzen und der 
Direktor des Institutes haben im Vorfeld dieser 
Anhörung keinen einzigen Satz zu Papier ge-
bracht. Und ich muss sagen, ich finde, damit drü-
cken Sie eine Missachtung aus gegenüber dem 
Parlament und der öffentlichen Kontrolle, der de-
mokratischen Kontrolle eines solchen giganti-
schen Bauvorhabens, die einfach nicht angemes-
sen ist. Wenn ich Arbeitgeber wäre, Sie hätten 
eine Abmahnung bekommen. Jetzt möchte ich 
zwei Fragen an Herrn Luik richten, der ja eine 
ausführliche Stellungnahme abgeliefert hat. Wir 
haben von Herrn Kefer jetzt gerade gehört, dass es 
im Grunde gar kein Problem gibt. Und Sie haben – 
das möchte ich nochmal vorweg schicken – mehr-
fach über Probleme bei dem Projekt Stuttgart 21 
publiziert. Sie sind für Ihre Arbeiten, Ihre Doku-
mentationen auch von Problemen im Jahr 2010 
bereits mit einem Preis des „Netzwerk Recherche“ 
ausgestattet worden, dem Leuchtturm für beson-
dere publizistische Leistungen. Sie stellen in Ihrer 
Stellungnahme fest, dass Stuttgart 21 ein volks-
wirtschaftlich schädliches Projekt darstellt. Ich 
möchte gerne von Ihnen hier hören, warum Sie zu 
dieser Einschätzung kommen. 

Die zweite Frage bezieht sich auch auf das Thema 
„Brandschutz“. Vor allem aber darauf, dass das Ei-
senbahnbundesamt sowohl jetzt bei der kürzlich 
erteilten Brandschutzgenehmigung als auch bei 
anderen Genehmigungen immer wieder Ausnah-
men gemacht hat, bzgl. Stuttgart 21. Meine Frage 
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an Sie ist: Wie schätzen Sie die Rolle des Eisen-
bahnbundesamtes ein? Wie sehen Sie die Rolle 
des Eisenbahnbundesamtes auch in Bezug auf 
seine Unabhängigkeit, die eigentlich notwendig 
wäre? Danke! 

 

Vorsitzender: Beide Fragen gingen an Herrn Luik. 
Ich bitte, von Beifallsbekundungen und ähnli-
chem abzusehen. Was im Deutschen Bundestag 
gilt, gilt auch im Ausschuss. Auch wenn ich weiß, 
dass man sich emotional natürlich hinreißen lässt, 
bitte ich davon abzusehen. Jetzt kommen Sie zu 
Wort, Herr Luik.  

 

Arno Luik (Journalist): Ich möchte mich bedan-
ken, dass ich hier sein kann bei diesem Aus-
schuss. Die Frage war, woher ich meine Erkennt-
nisse beziehe. Die beziehen sich immer auf Doku-
mente bzw. Unterlagen der Bahn. Gerade hatte der 
Herr Funk gesagt, „Niemand hat die Absicht einen 
unsicheren Bahnhof zu bauen“. Wir leben in Ber-
lin, „Niemand hat die Absicht eine Mauer zu 
bauen. ...“…(Empörte Zwischenrufe) … S21 wird 
… 

 

Vorsitzender: Herr Luik hat das Wort.  

 

Arno Luik (Journalist): S21 wird, so es denn je 
verwirklicht wird, ein Schadbahnhof der ganz be-
sonderen Art. In Fragen der Leistung, der Sicher-
heit, des Brandschutzes, des Komforts für die Rei-
senden, der dramatisch gefährlichen Gleise und 
Bahnsteigneigung, der ständig steigenden Kosten, 
der Unwirtschaftlichkeit. Ich möchte dazu, als 
meinen ersten Zeugen, Frei Otto aufrufen, einer 
der kreativen Schöpfer von Stuttgart 21. Als Frei 
Otto vor wenigen Wochen starb, wurde er ge-
rühmt als einer, der der Baukunst hierzulande 
mehr Impulse gegeben habe, als alle deutschen 
Kollegen zusammen. Frei Otto, der den Plan des 
Stuttgarter Tiefbahnhofs S21 mitentworfen hat, 
hat sich zuletzt – und das ist fast vergessen – von 
S21 radikal distanziert. Für Frei Otto war S21 das 
„schönste Projekt meines Lebens“. Dass er es ver-
werfen musste, war für ihn die Tragik seines Le-
bens. Wohl noch nie hat ein Architekt sein eige-
nes Werk so drastisch verurteilt wie Frei Otto. 

Aber er konnte nicht anders. Während der mehr 
als ein Jahrzehnt langen Planungsphase hatte er 
neues Wissen über die besonderen Risiken in 
Stuttgarts tückischem Untergrund erhalten. Otto: 
„Mit diesem Wissen von heute, kann ich dieses 
Projekt nicht mehr verantworten. Ich würde auch 
nicht mehr in die Tiefe gehen. Das wollte ich so-
wieso nie, das wollte der Auftraggeber“. Und so 
sah er sich am Ende seines Lebens moralisch ver-
pflichtet, vor dem Bau zu warnen. Man muss die 
Notbremse ziehen, sagte er, S21 gefährde Leib und 
Leben. Aber S21 wird noch aus einem anderen 
Grund ein Schadbahnhof. Er ist unwirtschaftlich. 
Und da ist mein zweiter Zeuge Bahnchef Rüdiger 
Grube. Dass die Bürger in Baden Württemberg S21 
akzeptiert haben, liegt vor allem an zwei Verspre-
chungen: der Kostendeckel von 4,5 Mrd. Euro und 
die 50-prozentige Leistungssteigerung gegenüber 
dem bestehenden Bahnhof. Das war die Basis für 
die Volksabstimmung im November 2011. Und 
weil die Baden-Württemberger den Versprechun-
gen aus Politik und Bahn vertrauten, stimmten sie 
schließlich für den umstrittenen Bau. Doch der 
Kostendeckel ist gesprengt. Nach der Abstimmung 
erklärte Bahnchef Rüdiger Grube, S21 werde 6,8 
Mrd. Euro kosten und alle wissen, er wird noch 
viel teurer. Vor wenigen Wochen gestand ja die 
Bahn – wir haben es gerade gehört – der mit S21 
untrennbar verbundene Filderbahnhof muss neu 
geplant werden, neu konzipiert werden und das 
wird viel kosten. Es ist ein Skandal und das noch 
in Parenthese. Seit zwei Jahren werden dazu die 
vorhandenen Zahlen des Bundesrechnungshofes 
unter Verschluss gehalten, zum Projekt S21. Wa-
rum bloß werden sie unter Verschluss gehalten? 
Sind sie so brisant? Und jetzt, das ist auch eine 
Frage für den neuen Aufsichtsrat der Bahn, weil 
mit S21 verantwortet nicht nur Bahnchef Grube 
nach eigener Rechnung einen volkswirtschaftli-
chen Schadbahnhof. Denn die Wirtschaftlichkeits-
grenze für S21 – so Grube vor der Abstimmung – 
liege bei 4,7 Mrd. Euro Baukosten. Mein dritter 
Zeuge in dieser Frage ist Uwe Beckmeyer, Staats-
sekretär im Bundeswirtschaftsministerium. Dass 
S21 unwirtschaftlich sein wird, weiß auch die 
Bundesregierung. Uwe Beckmeyer sagte in seiner 
Grußadresse bei einer Tagung der IG Metall und 
des Verbandes der Deutschen Bahnindustrie am 
12. November 2014 in Berlin vor mehr als 100 
Leuten: „Bei Stuttgart 21 wird eine Unmenge Geld 
eingesetzt für ein Projekt, das einen Kosten- 
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Nutzen-Faktor von unter 1 hat, also negativ ist. 
Diese Gelder fehlen im Ausbau der Bahnstrecken 
vor den Häfen in Norddeutschland.“ Im Klartext: 
S21 kanibalisiert andere, viel wichtigere und viel 
sinnvollere verkehrspolitische Infrastrukturmaß-
nahmen und zwar nicht nur in Norddeutschland, 
sondern in ganz Deutschland. Ich habe einige Bei-
spiele aufgeführt in meiner Stellungnahme zur 
Anhörung, Anmerkung Seite 11 und 11ff, und de-
zidiert ausgeführt, was für Projekte kanibalisiert 
werden. Wie ist es möglich, wie ist das in Zeiten 
von leeren öffentlichen Kassen zu rechtfertigen? 
Da bröckeln und bröseln Brücken im ganzen 
Land. Da mangelt es überall an Geld für notwen-
dige Instandhaltungen des Schienennetzes und 
der Autobahn. Viel zu häufig lebt man von der 
Substanz. Aber Milliarden scheinen übrig zu sein 
für S21. Für ein Projekt, dass in Zukunft den 
Bahnverkehr wirklich massiv behindern wird. 
Man muss sich das in Erinnerung rufen, was in 
Stuttgart und mit den Stuttgartern passiert. Hoch 
und heilig wurde ihnen jahrelang versprochen, 
dass Ding, das da gebaut wird, würde nicht allzu 
viel kosten, es verbessere den Verkehr ungemein. 
Man werde in Zukunft schneller in Bratislava 
sein. Man brauche Stuttgart 21 unbedingt – so 
hieß es in Anzeigen – für die auch Prof. Martin  
warb mit dem Spruch: Falls S21 nicht komme – 
„verlieren die Menschen in Baden Württemberg 
den Anschluss“. Es hieß auch, Stuttgart werde das 
neue Herz Europas. Davon ist schon lange keine 
Rede mehr. Der geplante 8-gleisige Tiefbahnhof 
kann nicht 50 Prozent mehr leisten, als der heu-
tige 16-gleisige Bahnhof. Er leistet auch nicht mal 
die von der Bahn zuletzt im so genannten Stress-
test versprochenen 30 Prozent mehr. Das ist wirk-
lich Propaganda. Kein 8-gleisiger Bahnhof auf die-
ser Welt schafft diese Leistung. Die immense ver-
sprochene Leistungssteigerung war auch ein Wert, 
wie erst nach dem Volksentscheid bekannt wurde, 
der in Wahrheit gar nicht angestrebt worden war. 
Die Planfeststellung für S21 von 2005 geht von 
nur 32 Zügen aus. Darauf sind auch die Fußgän-
geranlagen, die Aufzüge, die Treppen konzipiert. 
Im Klartext: S21, anders als es viele Jahre hieß 
und zum Teil auch immer noch heißt, dient defi-
nitiv nicht der Verbesserung des Bahnverkehrs. 
S21 dient nicht dazu, mehr Verkehr auf die Schie-
nen zu bringen, im Gegenteil. S21 verkleinert ei-
nen der wichtigsten deutschen Bahnknoten. S21, 
und das muss man so drastisch sagen, ist somit 

ein nicht genehmigter Rückbau der Verkehrsinfra-
struktur. Und das, man muss sich das vor Augen 
führen, für mindestens 6,8 Mrd. Euro. Für einen 
Bahnhof in der schwäbischen Südprovinz 6,8 
Mrd. Euro. Der neue Hauptbahnhof hier in Berlin, 
das ungefähr 6mal so groß ist wie Stuttgart, kos-
tete 1,2 Mrd. Euro. Und weil das zu viel war, wur-
den sogar die Bahnsteigüberdachungen verkürzt. 
S21 ist ein ökonomischer und verkehrspolitischer 
Schadbahnhof. Er ist auch – jetzt benutze ich ein 
Wort, das habe ich noch nie benutzt – er ist auch 
ein „Quälbahnhof“, was den Komfort der Reisen-
den angeht. Unterdimensionierte Aufgänge, ext-
rem schiefe Bahnsteige, allgemeine Enge. S21 für 
6,8 Mrd. Euro ist ein wirklich – so muss man das  
sagen – lebensgefährlicher Risikobahnhof. Jetzt 
komme ich …da können Sie lachen, was den 
Brandschutz angeht… …(Zwischenrufe ohne 
Mikro)…  

 

Vorsitzender: Bei den Sachverständigen haben 
wir keine Redebegrenzung. Herr Luik, Sie werden 
sicher auch zum Ende kommen.  

 

Arno Luik (Journalist): Was den Brandschutz an-
geht, also ... ich freue mich, dass hier die Reaktion 
so ist, wie sie ist. Die Ereiferung zeigt ja, dass an 
den Punkten offensichtlich was dran ist. Und das 
möchte ich wirklich sagen, es geht mir hier nicht 
um Ideologie – wie hier der Zwischenruf kam – 
sondern ich beziehe mich wirklich nur auf rein  
rationale, auch von Gutachtern begutachtete  
Sachen. Ich frage mich, wie S21 eigentlich über-
haupt möglich wurde, dass es letztendlich in An-
griff genommen wurde, nach immerhin einer Pla-
nungszeit von 25 Jahren. Man muss sich auch 
nochmal in Erinnerung rufen, S21 ist keine Idee 
von Bahningenieuren, von Verkehrsspezialisten. 
S21 ist eine Idee von einem Architekturstudenten 
vor über 25 Jahren, der bei Norman Forster in 
London hospitierte. Deswegen handelt es sich um 
ein Stadtprojekt und nicht um ein Bahnprojekt. Es 
ist ein Risiko, der S21, in mehreren Punkten. Es 
gibt bei S21 Ausnahmegenehmigungen, was enge 
Tunnel anbelangt. Es gibt Ausnahmegenehmigun-
gen, was das schützende Wasser anbelangt. Das ist 
in der Schlichtung vom 27. November 2010 disku-
tiert worden. Es gibt Ausnahmegenehmigungen 
für einen Abriss denkmalgeschützter Bauten usw. 
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Es gibt viele Ausnahmegenehmigungen, aber die 
größte Frage ist die nach dem Brandschutz. Der 
Brandschutz erfüllt die heutigen Anforderungen 
nicht, beispielsweise die angelegt werden beim 
Sankt-Gotthard-Basistunnel, die angelegt werden 
beim Eurotunnel zwischen Frankreich und Eng-
land. Es wurde gesagt, der Querstand sei 500 Me-
ter, in Europa ist allgemein bei Bahnen auch der 
Brandschutz auf die Rettungsstollen, die Querstol-
len auf 250 Meter angestrebt. Und ein Projekt, das 
super modern sein will, muss diesen Anforderun-
gen heute entsprechen, das ja erst in der Zukunft 
realisiert sein wird. Der Brandschutz – sagt der 
Sachverständige Keim, der Experte war bei der 
Anhörung in Kaprun, bei der Brandkatastrophe 
2000, wo 155 Menschen umgekommen sind – das 
sei eine himmelschreiende Katastrophe. Er be-
gründet es unter anderem damit – ich will jetzt 
nur ein paar Punkte nennen: Die zu Rettenden 
und die Fliehenden müssen die gleichen Wege be-
nutzen wie diejenigen, die retten wollen. Die 
Züge, die fahren, sind heutzutage rollende kleine 
Chemiefabriken. Wenn da mit Wasser beispiels-
weise gelöscht werden soll, wir haben gehört, dass 
Wasseranlagen in den Tunneln sind und dort mit 
Wasser gelöscht wird, entstehen gefährliche Säu-
ren und Gase. Das wird ein hoch giftiger Cocktail. 
Die Entrauchung in der Bahnhofshalle ist noch 
nicht geklärt. Da gibt es keine gültige Simulation 
im Augenblick. Die Entrauchung ist eine große 
Frage, die noch zu klären ist. Es gibt viele Fragen, 
die bei einem Projekt von dieser Größenordnung 
zu klären sind. Ich habe eben angesprochen, dass 
das Ganze eine Idee von Stadtplanern war und 
das prinzipielle Sicherheitsproblem ist, dass der 
Bahnhof in einer extremen Schieflage liegt. Man 
muss sich vorstellen, das ist bedingt dadurch, 
dass unter und über dem Bahnhof S- und U-Bahn-
linien sind in Stuttgart. Der Bahnhof liegt auf ei-
nem riesigen 400 Meter langen Trog. Und dieser 
Trog ist extrem schief. Der liegt so extrem schief, 
dass er auf die Höhe eines ICE-Zuges 6,2 Meter 
ausmacht. Das ist eine einzigartige Schieflage, 
weltweit, bei einem Bahnhof dieser Größe. Dieses 
Absägen von dieser außergewöhnlichen welt-ein-
zigartigen Schieflage – ich habe das in meiner 
schriftlichen Stellungnahme begründet auf den 
Seiten 5 bis 9 – das ist im Grunde ein Thriller. Da 
kann man sehen, wie aus einer IBO-Vorschrift,  
einer klaren Mussvorschrift, eine Sollempfehlung 
oder letztlich eine „Wollenempfehlung“ wurde. 

Wie prinzipielle Sicherheitsempfehlungen ausge-
hebelt werden im Laufe des Genehmigungsprozes-
ses. Für mich ist es schlichtweg unmöglich mir 
vorzustellen, dass ein einfacher EBA-Beamter, ein 
Fachmann des EBA sich traut, ohne Anordnung 
von oben, einen solchen Vorstoß gegen herr-
schende Sicherheitsnormen vorzunehmen und es 
durchzuwinken, dass in Stuttgart tatsächlich ein 
Steilhang entsteht, der der Höhe eines …ich will 
das nur bildlich machen, 2-geschossigen Wohn-
hauses entspricht. Übrigens war für Heiner Geiß-
ler in den Schlichtungsverhandlungen zu S21 – 
das nur zur Erinnerung – diese exorbitante Nei-
gung übrigens ein k.o.-Argument für das Projekt. 
Überhaupt bei dem Projekt S21, und das macht 
das Ganze für mich zu einem politischen Wirt-
schafts-Thriller, der noch geschrieben werden 
muss. Es ist interessant die Frage, ob das EBA tat-
sächlich als die wichtigste Kontrollbehörde unab-
hängig von politischem Einfluss agieren kann. Ich 
will einen kleinen historischen Exkurs machen, 
wenn Sie mir das erlauben. … 

 

Vorsitzender: Wir sind ja hier nicht in der grund-
sätzlichen Debatte.  

 

Arno Luik (Journalist): Einen ganz kleinen. … 

 

Vorsitzender: Sie reden schon über 11 Minuten.  

 

Arno Luik (Journalist): Einen ganz kleinen histori-
schen Exkurs über die Rolle des EBA. Am 7. Juli 
2000 – es hat mit S21 konkret zu tun – hielt Wal-
ter Kripganz, damals Sachbereichsleiter bei der 
EBA-Außenstelle in Hamburg – ein Referat in der 
Landesfeuerwehrschule in Hamburg. Er war für 
die Sicherheitsmängel bei der Deutschen Bahn zu-
ständig und ein Top-Mann des EBA. Er war auch 
Chefvermittler der Behörde bei der Eschede Eisen-
bahnkatastrophe und er hält einen kritischen Vor-
trag in der Feuerwehrfachschule. Darauf schrieb 
der damalige Bahnchef Mehdorn einen Brief an 
den damaligen EBA-Präsidenten Herrn Horst 
Stuckli, in dem es hieß: Ich wäre Ihnen dankbar, 
wenn Sie Herrn Kripganz und wahrscheinlich 
viele andere Damen und Herren aus dem EBA, die 
so denken wie er, auf dieses Thema ansprechen 
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bzw. zur Rechenschaft ziehen würden. Herr 
Stuckli antwortet Herrn Mehdorn, er sei von dem 
Vorgang ebenso erschüttert. Die Folgen: Kripganz 
wurde seiner Aufgaben entbunden und von Ham-
burg nach Bonn versetzt. Die disziplinarischen 
uns sonstigen Maßnahmen im EBA als Folge der 
Intervention des Bahnchefs waren von Stuckli mit 
dem damaligen Bundesverkehrsminister Klimt 
und dessen Staatssekretärin Elke Ferner abge-
stimmt. Diese hätten den Maßnahmen zuge-
stimmt. Und der damalige verkehrspolitische 
Sprecher der CDU – er sitzt hier in diesem Aus-
schuss, Dirk Fischer – sagte damals zu diesem 
Vorgang: Ich halte das für einen völlig unglaubli-
chen Eingriff in die Kontrollfunktion des Eisen-
bahnbundesamtes. Ich danke Ihnen, vorläufig.  

 

Vorsitzender: Dann kommt jetzt für die SPD-Frak-
tion die Kollegin Sawade.  

 

Abg. Annette Sawade (SPD): Vielen Dank, Herr 
Vorsitzender! Ich hätte natürlich große Lust, 
episch breit zu kommentieren, was gerade gesagt 
wurde. Aber wir haben eine Anhörung mit dem 
Ziel – und das war ja auch der Inhalt des Antrages 
der Fraktionen BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
DIE LINKE. – dass wir zur Klärung von offenen 
Fragen beitragen wollen. Das war vielleicht jetzt 
nicht ganz so hilfreich. Außerdem muss ich ehr-
lich sagen, als ehemalige Stadträtin von Stuttgart, 
das als schwäbische Südprovinz zu bezeichnen, 
dagegen muss ich mich schon verwahren. Das ist 
immerhin die Landeshauptstadt. Ich begrüße na-
türlich auch die Zuhörer und finde es interessant 
und gut, dass Sie alle da sind. Wir wollen uns 
heute fachlich und sachlich austauschen, um of-
fene Fragen zu klären. 

Jetzt komme ich zu meinen Fragen. Ich gebe wei-
ter keine Kommentare ab. Zunächst an Herrn Dr. 
Kefer: Wie sieht denn nach Ansicht der DB AG 
der Zeitplan bei der Durchführung von S21 aus? 
Und weshalb gab es denn Verzögerungen? Ich 
nenne nur eine gewisse Artenschutzproblematik, 
und eine Gesetzesänderung, die ja letztendlich 
auch für andere gelten muss und nicht nur für 
S21, zum Beispiel in Bezug auf Brandschutz. In 
welchen Bereichen läuft es denn nach Plan? Und 
welche Optimierungsmöglichkeiten haben Sie? Es 
gab Zeitungsartikel, die besagten, es gibt ein Jahr 

Verzögerung in der Bauplanung. Wir kennen es 
vom Grundwassermanagementgenehmigungsver-
fahren. Welche Überlegungen haben Sie ange-
stellt, um diese Zeitrückstände aufzuholen? Das 
wäre die Frage an Herrn Dr. Kefer. 

Meine zweite Frage geht an Prof. Martin: Wie 
schätzen Sie den derzeitigen Bauablauf ein? Hal-
ten Sie nach wie vor an der positiven Einschät-
zung des Betriebskonzeptes fest- Entmischung der 
Verkehre, Entflechtung der Behinderungspunkte, 
Verminderung von Haltezeiten, Erhöhung der 
Strecken und Einfahr- und Ausfahrgeschwindig-
keiten, Schaffung von zusätzlichen Verbindun-
gen? Es wurde eben diese Schräglage bei den 
Bahnsteigen erwähnt. Vielleicht können Sie dazu 
auch etwas sagen. 

 

Vorsitzender: Danke! Dann Herr Dr. Kefer, bitte!  

 

Dr. Volker Kefer (Deutsche Bahn AG): Zunächst 
zum Zeitplan. Was für Verzögerungen hat es gege-
ben und was haben wir uns vorgenommen, um 
den Zeitplan einzuhalten? Zunächst hat es Verzö-
gerungen gegeben wegen der Planrechtsverfahren, 
die gelaufen sind, am Anfang des Projektes, die 
nicht in der Geschwindigkeit abgearbeitet wur-
den, wie wir das ursprünglich in den Planungen 
hinterlegt hatten. Wir haben in der Folge mit dem 
Eisenbahnbundesamt Diskussionen darüber aufge-
nommen, ob und wie wir zu Kapazitätserhöhun-
gen in der Bearbeitung kommen. Das läuft heute – 
würde ich mal sagen – besser, es läuft aber noch 
nicht komplett zufriedenstellend. Da sind wir 
weiterhin im Kontakt, um die Prozesse deutlich 
zu optimieren. Wir haben auf unserer Seite eben-
falls Veränderungen vorgenommen, indem wir 
beispielsweise ein Team eingesetzt haben, was 
sich ausschließlich mit der Antragstellung und 
der Erarbeitung der dazu erforderlichen Unterla-
gen beschäftigt, sodass wir von vornherein mit ei-
ner hohen Qualität in diese Antragstellung hinein-
gehen. Also, ein Bereich sind die ganzen Plan-
rechtsverfahren. Und nachdem wir weiterhin da-
von ausgehen, dass das Eisenbahnbundesamt für 
uns nicht nur der zuständige, sondern auch der 
am Ende bestätigende und erlaubende Partner ist, 
werden wir weiterhin mit dem Eisenbahnbundes-
amt diese Vorgehensweisen optimieren. Wir zie-
hen dort keine Kompetenz in Zweifel. Es geht  
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lediglich um die Bearbeitungskapazität und nicht 
um die Kompetenz.  

Zweiter Punkt, warum es Verzögerungen gegeben 
hat. Insbesondere haben wir nach wie vor Verzö-
gerungen in dem Planfeststellabschnitt 1.3. Das ist 
im Wesentlichen der Filderbahnhof. Dort haben 
wir Verzögerungen dadurch generiert, dass wir 
eine zusätzliche Anhörung gemacht haben, nach-
dem die Volksabstimmung gelaufen ist. Und diese 
zusätzliche Anhörung hat schlichtweg zu Verzö-
gerungen geführt. Wir haben das damals in Ab-
stimmung und auf Bitten der Landesregierung ge-
tan, weil wir dort weiterhin Transparenz und In-
formation den Vorzug gegeben haben. Hier ist die 
Vorgehensweise die, dass wir im Planfeststellab-
schnitt 1.3 durch die jetzt kürzlich erfolgte Zu-
satzleistungsvereinbarung im Grunde in der Lage 
sind, den Abschnitt aufzuteilen in zwei einzelne 
Abschnitte. Denn durch das, was wir dort bauen 
wollen, bleibt zunächst der S-Bahnhof, den es 
heute dort oben gibt, unberührt. Das heißt, der 
Verkehr kann ganz normal weiterlaufen, während 
der gesamten Laufzeit des Projektes. Unabhängig 
davon, kann die Schnellfahrstrecke als solches 
ebenfalls durchgeplant und final planfestgestellt 
werden. Dann erfolgt sozusagen eine Verbindung 
dieser beiden Systeme durch eine Kurve und ein 
so genanntes 3. Gleis, was wir dort eingeführt ha-
ben. Wir haben damit die Möglichkeit, die Verfah-
ren Schnellfahrstrecke auf der einen Seite und S-
Bahn-Betrieb auf der anderen Seite ein Stück weit 
zu entzerren. Das gibt uns weiterhin die Möglich-
keit, bei dem Inbetriebnahmetermin 2021, wie wir 
ihn vereinbart haben, zu bleiben. Die entsprechen-
den Vorgehensweisen sind dort mit den Beteilig-
ten abgestimmt bzw. in Abstimmung. Und wir ge-
hen davon aus, dass es gelingen wird, die entspre-
chenden Zeiten zu realisieren. 

Der dritte große Bereich, wenn Sie nach dem Zeit-
plan fragen, ist der Bereich der Tunnelbauwerke. 
Dort haben wir im Jahr 2014 angefangen mit den 
so genannten Angriffen. Das heißt also, mit dem 
Vorbereiten der jeweiligen Stellen, wo der Tunnel 
beginnt. Es gibt zwei mögliche Arten des Vortrie-
bes. Das eine ist die so genannte bergmännische 
Art, wo keine Maschinen zum Einsatz kommen, 
sondern konventionell gegraben wird mit Baggern 
und Schaufelradladern. Und es gibt die zweite 
Möglichkeit, über Tunnelvortriebsmaschinen zu 
arbeiten. Welches der Verfahren angewendet 

wird, hängt davon ab, wie der Untergrund im Berg 
ist. Das ist untersucht worden und wir haben aus 
den entsprechenden Erkenntnissen, beispiels-
weise bei dem Fildertunnel, durch ein Planände-
rungsverfahren eine Tunnelvortriebsmaschine im 
Einsatz. Und wir können zum heutigen Zeitpunkt 
konstatieren , dass Tunnelvortriebsmaschinen 
grundsätzlich sehr viel schneller sind als der kon-
ventionelle Vortrieb. Die Faustregel, die man sich 
merken kann, ist, wir brauchen pro Monat in der 
Größenordnung im Bahnknoten einen Kilometer 
Tunnelfortschritt, um rechtzeitig fertig zu werden. 
Und was man sich auch merken kann, ist: bei den 
Fildertunneln, wo im Moment die Tunnelvor-
triebsmaschine im Einsatz ist, schaffen wir diesen 
Kilometer allein im Monat. Das heißt also, die 
Tunnelvortriebsmaschine ist dort sehr viel schnel-
ler als der bergmännische Vortrieb in anderen Be-
reichen, sodass wir insgesamt davon ausgehen, 
dass wir unter Einsatz von Tunnelvortriebsma-
schinen plus konventionellen Vortrieben diesen 
Kilometer pro Monat auch erreichen werden, so-
dass wir tatsächlich im Jahr 2019 wie geplant mit 
den Rohbau durch sind. Das alles basiert auf der 
Annahme, dass uns unterwegs in den Bauwerken 
nicht irgendetwas Unvorhergesehenes passiert, 
trotz der ganzen Probebohrungen die wir gemacht 
haben. Ich sagte eingangs, dass es aber bislang so 
etwas noch nicht gegeben hat und wir sind mitt-
lerweile insgesamt schon etliche Kilometer im 
Berg. 

Bei der Schnellfahrstrecke geht es noch schneller. 
Dort sind teils die Tunnelvortriebsmaschinen 
schon kräftig am Arbeiten, sodass wir davon aus-
gehen, dass das zeitbestimmende Element eher 
der Bahnknoten S21 ist, als die Schnellfahrstre-
cke. Aber insgesamt gesehen glauben wir, dass der 
Rohbau einigermaßen dort zeitlich herauskommt, 
wo wir es erwartet haben. Das wird, wie ich auch 
schon sagte, auf einer monatlichen Basis ange-
schaut und die Fortschritte werden jeweils gemes-
sen. Und es wird immer wieder die Rechnung 
nach vorn heraus gemacht, schaffen wir 2021 oder 
nicht? Wir würden, falls wir irgendwo ernsthafte 
Bedenken bekommen, dass es nicht geht, selbst-
verständlich unseren Aufsichtsrat bzw. dann auch 
die Öffentlichkeit darüber informieren. Davon 
können Sie ausgehen. Alles andere wäre politisch, 
aber auch gesellschaftsrechtlich nicht korrekt. 
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Vorsitzender: Danke, Herr Dr. Kefer! Dann Herr 
Prof. Dr. Martin!  

 

Prof. Dr. Ullrich Martin (Institut für Eisenbahn- 
und Verkehrswesen): Herr Vorsitzender, Frau  
Sawade, vielleicht gestatten Sie mir zu Beginn ei-
nen Satz, hinsichtlich der Anmerkung von Frau 
Leidig. Denn sie hat mich ja persönlich angespro-
chen, hinsichtlich der Missachtung des Parla-
ments. Ich sehe das nicht so, ganz im Gegenteil. 
Denn ich war bereits am 10.11.2010 hier geladen 
im hohen Haus und habe dort auch eine ausführli-
che Stellungnahme abgegeben, die selbstverständ-
lich öffentlich ist und auch hier zur Verfügung 
steht. Und wenn ich mir Ihre aktuelle Anfrage, die 
Sie gemeinsam mit der Fraktion der Grünen hier 
vorgelegt haben, anschaue, kann ich aus meiner 
Sicht dort substantiell nichts Neues seit 2010 er-
kennen. Da sich ansonsten die Bedingungen auch 
nicht verändert haben – aus meiner ingenieurtech-
nischen Sicht betrachtet – gelten die damals ge-
machten Aussagen von mir uneingeschränkt. Inso-
fern ist es keine Missachtung des hohen Hauses, 
sondern ich wollte auch den vielbeschäftigten Ab-
geordneten Arbeit ersparen, indem ich jetzt noch-
mal etwas mit gleichem Inhalt zur Kenntnis gebe. 
Also, Sie können gern zu Protokoll nehmen, die 
Aussagen von damals gelten auch als Stellung-
nahme für die heutige Anhörung.  

Zu Ihrer Frage, Frau Sawade: Wie schätzen sie 
den derzeitigen Bauablauf ein?  Das ist natürlich 
aus meiner Sicht nicht mit dem Detaillierungsgrad 
zu machen, wie eben von Herrn Dr. Kefer darge-
stellt. Es ist auch nicht meine Aufgabe. Ich bin 
auch nicht so in das Projekt involviert, dass ich je-
den Tag den aktuellen Stand im Bauablauf prüfen 
müsste. Generell kann ich natürlich nur aus der 
Kenntnis des Projektes im Allgemeinen sprechen 
und in Bezug auf die Teile, mit denen wir uns im 
Speziellen beschäftigt haben, sowie aus meiner ei-
genen Erfahrung bei der Tätigkeit der verschiede-
nen Großprojekte in Deutschland und außerhalb 
Deutschlands. Da muss man natürlich feststellen, 
dass aus der derzeitigen Situation, beim derzeiti-
gen Baustand ich das so einschätze, dass aus inge-
nieurtechnisch-organisatorischer Sicht, und nach 
Kenntnisstand heute, der Termin zu halten sein 
wird. Das wird aus meiner Sicht nicht das größte 
Problem sein. Die wesentlichen Probleme ergeben 
sich regelmäßig in solchen Projekten eher da- 

durch, dass sich die technischen oder rechtlichen 
Rahmenbedingungen zwischenzeitlich im Bauab-
lauf ändern, oder dass sich von politischer Seite 
Veränderungen ergeben, Änderungswünsche die 
dann in dem laufenden Bauprozess eingepflegt 
werden müssen. Das sind aus meiner Sicht die 
beiden wesentlichen Ursachen für die Verzöge-
rungen. Gleichwohl ist natürlich festzuhalten, 
Herr Dr. Kefer hat ebenfalls darauf hingewiesen, 
dass ein solches, obwohl gut geplantes Projekt, 
aufgrund der Komplexität der vielfältigen Ge-
werke, die dort zugange sind, nicht im Vorfeld so 
abgeschätzt werden kann, dass man jedwede Her-
ausforderung, die dabei entsteht, ausschließen 
kann. Jeder, der mal ein Eigenheim gebaut hat, 
wird das ein Stückweit bestätigen können. Und 
hier ist noch ein Unterschied zwischen einem  
Eigenheimbau und einem solchen Großprojekt. 
Das heißt, es ist regelmäßig so, dass auch Heraus-
forderungen bei solchen Projekten auftreten. Und 
dann ist es genau die Aufgabe der Ingenieure, der 
Leute, die im Projekt tätig sind, ggfls. auch mit 
Hilfestellung von außen diese Probleme zu meis-
tern. Das ist uns bisher in vielen Fällen gelungen, 
in manchen auch nicht, zugegebenermaßen. Aber 
in den meisten Fällen ist es uns gelungen, das zei-
gen unsere Infrastrukturprojekte – nicht nur bei 
der Eisenbahn, sondern auch in anderen Ver-
kehrsträgern, die wir in Benutzung haben, und auf 
die wir heute alle selbstverständlich zurückgrei-
fen. Und in jedem Einzelnen dieser Projekte gab 
es auch solche Herausforderungen. Und die wur-
den entsprechend gemeistert. Insofern sehe ich 
aus ingenieurtechnischer organisatorischer Sicht 
im Moment keinen Grund, hier die Alarmglocken 
läuten zu lassen. Gleichwohl ist natürlich eine 
permanente Überwachung des Bauablaufs not-
wendig. Und ich gehe davon aus, soweit mir be-
kannt ist, findet das auch statt. 

Dann war der nächste Punkt der Frage: Entmi-
schung der Verkehre. Auch hier gibt es ja eher po-
sitive Entwicklungen. Auch hier hat Herr Dr. Ke-
fer darauf hingewiesen, dass in der Einigung zwi-
schen den Projektpartnern unter Berücksichtigung 
auch der sich verändernden verkehrlichen Aufga-
benstellungen, hier weitere Maßnahmen im Pro-
jekt berücksichtigt werden sollen, auf den Fildern 
am Flughafen mit dem 3. Gleis. Oder auch in ei-
ner weiteren niveaufreien Ausführung an der so 
genannten Rohrer-Kurve, die dann die Einbin-
dung in den Süden über die Gäubahn ermöglicht. 
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Ansonsten bleiben natürlich die bisher schon ge-
nannten Aspekte auch künftig bestehen. Wir ha-
ben Entflechtungen einmal durch die Neubaustre-
cke und die weiterhin in Benutzung befindliche 
Filstalbahn. Wir haben ein Stückweit Entflech-
tung, aber hier hilft uns – wie wir jetzt wissen, 
Herr Dr. Kefer, in Bezug auf die S-Bahn – auch je-
der Meter Entflechtung durch die Mittnachstraße. 
Das heißt also, die S-Bahn wird früher von den 
anderen Gleisen getrennt, als es bisher der Fall ist. 
Das kommt – denke ich – also auch der Qualitäts-
sicherung im Bereich der S-Bahn langfristig zu 
gute. 

Zur Verminderung der Haltezeiten: Wie wir jetzt 
auch jeden Tag erleben können, ist das nicht nur 
eine Frage der Infrastrukturgestaltung, sondern 
wie an vielen Stellen, eine Frage des Zusammen-
wirkens von Betrieb, Fahrzeugen und Infrastruk-
tur. Wenn man entsprechende Fahrzeuge hat, die 
leistungsfähig sind, wenn die Anzahl der Türen 
stimmt – im Nahverkehr brauche ich mehr und 
größere Türöffnungen als im Fernverkehr – dann 
sind diese Umsteigezeiten tatsächlich geringer, 
auch weil sich die Wege entsprechend verkürzen. 

Herr Luik, Sie hatten – glaube ich – genug Gele-
genheit. Und wenn ich das richtig verstanden 
habe, ist das kein Gedankenaustausch zwischen 
den Sachverständigen hier an der Stelle. Aber ich 
biete Ihnen gern Gelegenheit, außerhalb dieses 
Gremiums über diese Dinge zu sprechen. 

Ich sehe also in Bezug auf die Haltezeiten positive 
Effekte. Insbesondere auch, wenn man die längs-
ten Wege betrachtet, die heute durch den Kopf-
bahnhof bedingt sind. Man wird die Wege und 
Entfernungen entsprechend kürzer gestalten. Das 
hat sich nicht geändert. Der nächste Punkt war die 
Entflechtung von Behinderungspunkten. Auch 
hier gibt es keine neuen Erkenntnisse. Ich muss 
im Kopfbahnhof, das liegt in der Natur der Sache, 
zweimal über dasselbe Gleisvorfeld fahren, und 
das ist im Durchgangsbahnhof in dieser Form 
nicht möglich. Die Alternative, die ich habe, wenn 
ich im Kopfbahnhof entflechten möchte, ist – so, 
wie wir das momentan auch in Stuttgart in dem 
übrigens zu seiner Zeit sehr gut geplanten beste-
henden Kopfbahnhof auch beobachten können – 
dass ich eine Vielzahl von zusätzlichen Überwer-
fungsbauwerken benötige, um dann auch kreu-
zungsfrei in den unterschiedlichen Richtungen 
fahren zu können. Auch diese grundsätzliche Er- 

kenntnis hat sich nicht verändert. 

Ein- und Ausfahrgeschwindigkeiten: hier trifft 
dasselbe zu. Es ist nun mal so, dass man in einen 
Kopfbahnhof, historisch bedingt, im Westteil 
Deutschlands mit max. 30 km/h einfahren kann 
und im Ostteil Deutschlands mit max. 40 km/h. 
Das ist zwar ein Unterschied, aber so gewaltig ist 
der nicht. Daran wird sich auch künftig nicht viel 
ändern. Das heißt also, egal wie modern der Kopf-
bahnhof sein wird, wird dieses Kriterium zu erfül-
len sein. Und dadurch verlängert sich natürlich 
die Einfahrtszeit und auch die Gleisbelegungszeit, 
währenddessen ich in einem modernen Durch-
gangsbahnhof mit entsprechender Signaltechnik, 
wie sie in Stuttgart vorgesehen ist, regelmäßig 
Möglichkeiten schaffe. Auch bei beengten Verhält-
nissen, hinter den Signalen, an denen die Züge 
zum Stehen kommen sollen, kann ich diese Frei-
räume, die dort freizuhalten sind, flexibel gestal-
ten, je nach betrieblicher Situation, und damit be-
komme ich auch eine Variabilität in den Einfahr-
geschwindigkeiten. Das heißt also, wenn es pres-
siert und ich das Einfahrgleis schnell frei haben 
möchte, fahre ich mit einer hohen Geschwindig-
keit ein. Habe ich Platz und es spielt keine Rolle, 
dann kann ich eine geringere Einfahrgeschwindig-
keit wählen. …(Zwischenruf ohne Mikro)…. 

 

Vorsitzender: Wir bitten nochmal, von Kommen-
taren Abstand zu nehmen, auch wenn es schwer 
fällt. Prof. Martin, bitte! 

 

Prof. Dr. Ullrich Martin (Institut für Eisenbahn- 
und Verkehrswesen): Bei den zusätzlichen Direkt-
verbindungen gibt es vielleicht doch eine kleine – 
aus meiner Sicht sehr positive – Entwicklung zu 
vermerken. Diese Flexibilität, die sich ergibt, in-
dem beispielsweise auch Bürgerinnen und Bürger 
aus dem nördlichen Teil Baden-Württembergs - 
Ludwigsburg, Heilbronn - direkt zum Flughafen 
fahren können, oder sogar noch weiter in den süd-
lichen Teil Baden-Württembergs und umgekehrt, 
greift jetzt immer mehr auch in den realen Kon-
zepten. Das heißt also, auch die aktuelle Landesre-
gierung in Stuttgart macht sich mehr und mehr 
diese flexiblen Möglichkeiten zunutze. Wenn man 
sich die neuen Konzepte anschaut, Zielkonzep-
tion 2025 der derzeitigen Regierung, dann gibt es 
dort genau diese Möglichkeiten der Flexibilität, 
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wie sie mit einem Kopfbahnhof, wie er in ver-
schiedenen Ausprägungen vorgeschlagen wurde, 
nicht möglich gewesen wäre. Diese Möglichkeiten 
sind ein Kernpunkt der neuen Konzepte, die jetzt 
von der aktuellen Landesregierung entwickelt 
werden. 

Letzter Punkt auf der Liste war die Schräglage des 
Bahnsteigs. Das ist natürlich ein viel diskutiertes 
Thema. Ich selbst habe, noch bevor das EBA über-
haupt gegründet wurde, an der Erstellung dieser 
Regeln mitgewirkt. Und insofern kann ich dazu si-
cherlich auch Auskunft geben. Herr Luik hatte da-
rauf hingewiesen, es verkomme zu einer Sollbe-
stimmung: so ist es nicht. Es ist ein Grundsatz, der 
dort geprägt wird, in der Eisenbahnbau- und Be-
triebsordnung, die Gleisneigung in Bahnhöfen 
nicht über ein bestimmtes Maß hinaus zu erhö-
hen. Die Fragestellung ist nun: Grundsatz bedeu-
tet, dass im Allgemeinen diese Regel anzuwenden 
ist. Grundsatz bedeutet aber auch, dass es immer 
bestimmte Situationen gibt, wo man über eine 
Ausnahme nachdenken kann, im Sinne einer Ab-
wägung. Was ist hier abzuwägen? Die Frage, die 
man sich stellen muss, ist ja zunächst erstmal: 
Warum ist diese Neigung in Bahnhöfen begrenzt? 
Und um die Frage zu beantworten, muss man 
trennen die verkehrliche Sicht – aus Sicht des 
Kunden, des Benutzers des Systems – und die 
bahnbetriebliche Sicht. Ich beginne mal mit der 
bahnbetrieblichen Sicht. Es gibt zwei wesentliche 
Gründe, warum die Neigung in Bahnhöfen, in 
Bahnhofsgleisen beschränkt ist. Der erste Grund 
ist, dass in Bahnhöfen regelmäßig Fahrzeuge abge-
stellt werden. Um zu verhindern, dass sich diese 
Fahrzeuge unbeabsichtigt in Bewegung setzen, 
wurde diese Neigung begrenzt. Das war auch noch 
unter Berücksichtigung der Fahrzeuge, der techni-
schen Ausführung usw. Und genau dieser Grund 
trifft auf Stuttgarts Hauptbahnhof nicht zu. Der 
zweite technische Grund, warum diese Neigung 
begrenzt wurde, besteht darin, dass in Bahnhöfen 
regelmäßig Rangierfahrten stattfinden, bei denen 
nicht alle Fahrzeuge an der durchgehenden 
Bremse des Zuges angeschlossen sind. Grund ist, 
dass das zu lange dauern würde, das würde die 
Effizienz im Rangierdienst deutlich verringern. 
Insbesondere im Güterverkehr haben wir oftmals 
Fälle, wo nur die Lok selber bremst und die Wa-
gen nicht an die durchgehende Bremse ange-
schlossen sind. Dieser Fall kommt in Stuttgart 
Hauptbahnhof so nicht vor, im Regelbetrieb. Da 

beide Kriterien so nicht vorkommen, kann man 
dem EBA hier nicht vorwerfen, in irgendeiner du-
biosen Art und Weise gehandelt zu haben. Son-
dern das EBA hat hier genau unter diesen sachlich 
technischen Aspekten eine Abwägung getroffen 
und demzufolge zugestimmt, dass eine Ausnahme 
für Stuttgart – da die beiden wesentlichen techni-
schen Bedingungen hier in dieser Form im Regel-
betrieb nicht vorkommen – vorliegt. Das ist also 
aus meiner Sicht nachvollziehbar, transparent 
und für jeden, der sich technisch mit diesen Fra-
gen beschäftigt, auch durchaus plausibel. Es gibt 
einen Grund, auch das will ich nicht verschwei-
gen, der eine gewisse Rolle spielt. Das ist die 
Frage des Fahrtrichtungswechsels. Beim Fahrt-
richtungswechsel der Züge ist eine so genannte 
vereinfachte Bremsprobe durchzuführen. Das 
heißt, man muss prüfen, ob die Bremse richtig an-
gelegt wird und richtig löst. Dieses Thema ist im 
Regelbetrieb in Stuttgart auch nicht vorgesehen. 
Allerdings ist dieses Thema auch kein spezifi-
sches Stuttgart 21-Thema, sondern diese Fragen 
stellen sich zunehmend im gesamten Netz in 
Deutschland, aber auch in anderen Ländern auf-
grund der veränderten Fahrzeuge usw., wo solche 
Fälle eine Rolle spielen. Das wird in der Zukunft 
– aus meiner Sicht – eher zunehmen. Jetzt kann 
man aus meiner Einschätzung heraus jedoch nicht 
sagen, dass das ein Mangel von Stuttgart 21 ist, 
sondern dieses Thema wird – aus meiner Sicht – 
künftig eine deutlich größere Rolle spielen. Und 
insofern ist es auch sinnvoll, wenn durch die Ge-
staltung im Stuttgarter Bahnhof dies nochmal her-
ausgestellt wird und vielleicht sogar eine allfällig 
notwendige Regelung in diesem Kontext für die 
Zukunft auch beschleunigt werden kann. Insofern 
sehe ich auch diesen Aspekt eher unter dem 
Strich positiv für das System Bahn und nicht als 
Gegenargument gegenüber dem Tiefbahnhof. 

Der letzte Punkt ist der zweite Aspekt, ist der ver- 
kehrliche Aspekt. Ich empfehle dringend, dass 
man die Diskussion hier nicht vermischt. Verkehr-
licher Aspekt bedeutet, hier wird immer von weg-
rollenden Koffern gesprochen oder vom wegrol-
lenden Kinderwagen und ähnliches. Wenn das 
tatsächlich das entscheidende Kriterium wäre, 
müssten wir sehr viele Haltepunkte in unserem 
Netz einfach schließen. Beispielsweise auch bei 
der Stuttgarter S-Bahn haben wir Haltepunkte und 
damit Bahnsteige, die eine deutlich stärkere 
Längsneigung haben. Wenn wir noch ein Stück 
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weit über den Gartenzaun schauen, dann sehen 
wir bei der Stuttgarter Straßenbahnen AG eine 
Vielzahl von Bahnsteigen, die in ihrer Längsnei-
gung extrem stärker ausgeprägt sind. Hier möchte 
ich nur die Frage rhetorisch stellen: dem Koffer  
oder dem Kinderwagen ist es ziemlich egal, ob er 
am Haltepunkt überfahren wird, von einer Stadt-
bahn überfahren wird oder in einem Bahnhof 
überfahren wird. Das heißt also, man hat sich da-
rauf verständigt, da ist auch Konsens, auch in  
Europa übrigens, dass es offensichtlich keine Ge-
fährdung für den Benutzer des Systems gibt, wenn 
eine solche Längsneigung des Bahnhofes vorhan-
den ist. Und wenn man in die Historie schaut – da 
liegen mir jetzt die Zahlen nicht genau vor, aber 
ich verfolge schon natürlich auch die Reisenden-
unfälle im Bereich der Bahn – dann muss man 
sehr intensiv suchen, bis man einen Ansatzpunkt 
findet, wo aufgrund der Neigung ein solcher Per-
sonenunfall in der Vergangenheit passiert ist. 

 

Vorsitzender: Danke, Prof. Dr. Martin! Ich will 
nur für das Protokoll sagen: Die Anhörung war  
am 10. November 2010 und dazu sind alle Aus-
führungen von Prof. Martin unter der A-Drs. 
17(15)117-B zu finden. Wer das nochmal nachle-
sen möchte, kann das dort gerne tun. Jetzt kom-
men wir zur Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bitte Kollege Gastel!  

 

Abg. Matthias Gastel (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Vielen Dank! Vorab muss ich auch sagen, 
ich bin sehr enttäuscht, dass wir von den drei Ver-
tretern der DB keinen Vorabbericht bekommen  
haben. Wir haben unsere Argumente und Fragen 
offengelegt, volle Transparenz geschaffen. Bei 
Ihnen sind das offensichtlich nach wie vor Lip-
penbekenntnisse, die Kommunikation verbessern 
zu wollen. Und dazu passt dann auch wunderbar 
die Absage der Unionsfraktion an eine Aufzeich-
nung. Nur so viel Transparenz, wie unbedingt 
sein muss, aber kein bisschen mehr. Das ist ziem-
lich erbärmlich.  

Zum Inhalt vorab, bevor ich zu den Fragen 
komme. Stuttgart 21 ist und bleibt eine fatale ver-
kehrspolitische Fehlentscheidung. Der künftige 
Hauptbahnhof wird voraussichtlich nicht die 
Leistung bringen, die der alte hat. Er wird auf je-
den Fall nicht die Leistung bringen, die man zu 

dem Zeitpunkt der Inbetriebnahme braucht, wenn 
man tatsächlich mehr Verkehr auf die Schiene 
bringen möchte. Dazu sind noch viele offene Fra-
gen vorhanden. Was wird Stuttgart 21 am Ende 
kosten? Das ist eine dieser Fragen. Klar ist, dass 
die Mehrkosten voll zu Lasten anderer Projekte 
gehen, anders kann das gar nicht sein. Es stellt 
sich die Frage, wann dieser Hauptbahnhof mit 
samt seiner Zuführungen fertig werden wird und 
wann der Anschluss der Gäubahn an den Flugha-
fen fertig sein wird. Und es stellt sich bzgl. der 
Neubaustrecke Wendlingen-Ulm die Frage: Was 
passiert, wenn dieser Abschnitt schneller fertig ist 
als Stuttgart 21 in Stuttgart? Wird dann die Neu-
baustrecke bereits in Betrieb genommen? Oder 
wird aber der Bau künstlich verlangsamt, damit 
eben genau diese Situation nicht eintritt? Das 
wäre für die Projektpartner schon peinlich, wenn 
die Öffentlichkeit feststellt, dass die Fahrzeitge-
winne zwischen Stuttgart und Ulm nicht durch 
Stuttgart 21 erreicht werden, sondern durch die 
Neubaustrecke Wendlingen-Ulm. 

Dann stellt sich die Frage: Wann wird zweifelsfrei 
geklärt, ob der neue Tiefbahnhof mit seiner extre-
men Längsneigung den Nachweis gleicher Sicher-
heit tatsächlich erbringen kann? Und ganz wich-
tig, wird nach Fertigstellung der Bahnanlagen das 
Betriebskonzept genehmigt, das man dann auch 
tatsächlich zu diesem Zeitpunkt braucht? Ange-
sichts Brandschutz und Gleisneigung ist das doch 
alles ziemlich fragwürdig. Wir als Grüne haben 
eine kritische Begleitung versprochen, nach der 
Volksabstimmung. Unser Antrag und auch diese 
Anhörung sind ein Beitrag dazu. 

Meine erste Frage geht an die DB. Der geplante 
Tiefbahnhof soll mit der Längsneigung von 15 
Promille errichtet werden. Dieser Wert liegt sechs-
fach über dem empfohlenen Maximum. In Köln 
rollten bei deutlich geringeren Neigungen in den 
letzten 5 Jahren 17 Züge davon. Deswegen die 
Frage: Wurden von der DB diese Nachweise der-
gestalt erbracht, dass diese von der Genehmi-
gungsbehörde – dem Eisenbahnbundesamt – auch 
tatsächlich akzeptiert wurden? 

Meine zweite Frage richtet sich an den Sachver-
ständigen Matthias Lieb. Brandschutz, die Gleis-
neigung, enge Bahnsteige, nur 8 Gleise im geplan-
ten Tiefbahnhof, Engpässe an den Zulaufstrecken, 
all das sind Restriktionen für ein zukunftsweisen-
des Betriebskonzept, mit dem nennenswerte Zu- 
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wächse auf der Schiene nicht so leicht möglich 
sind. Und die konkrete Frage: Was wird mit dem 
geplanten Tiefbahnhof möglich bzw. nicht mög-
lich sein von dem, was zum Zeitpunkt der geplan-
ten Inbetriebnahme verkehrlich notwendig sein 
wird? 

 

Vorsitzender: erste Frage an die DB AG, Herr Dr. 
Kefer!  

 

Dr. Volker Kefer (DB AG): Was die Frage nach der 
Neigung anbetrifft, habe ich zwei Antworten. Zum 
einen: den Ausführungen von Prof. Martin ist 
nichts hinzuzufügen. Der zweite Punkt ist: Die 
Nachweise wurden gegenüber dem Bundesamt er-
bracht, sowie Sie es gefragt haben und sie haben 
am Ende dazu geführt, dass das Planfeststellver-
fahren auch dementsprechend abgeschlossen wor-
den ist. Insofern sind die Nachweise geführt wor-
den. Es ist begutachtet worden. Die Kriterien ha-
ben wir gerade ausführlich gehört und eine wei-
tere Argumentation als solches erübrigt sich zu 
dem Thema. Bei den anderen …(Zwischenruf 
ohne Mikro)…. 

 

Vorsitzender: Machen Sie weiter, es ging ja um 
Köln, das ist die Nachfrage – E17 – Vorfälle. 

 

Dr. Volker Kefer (DB AG): Da würde ich vorschla-
gen, dass wir doch bitte untersuchen, was in Köln 
genau passiert ist und ob das vergleichbare Fälle 
sind, denn was man nicht tun kann, ist, irgendein 
Beispiel heranzuziehen, das sich dann möglicher-
weise bei genauerer Betrachtung als eine völlig 
andere Geschichte erweist. Das, was Prof. Martin 
gerade ausgeführt hat, und das, was ich gerade 
ausführe, ist, dass wir hier entsprechende Nach-
weise geführt haben, dass verantwortungsvoll da-
mit umgegangen worden ist und dass das Ganze 
final zu einer Entscheidung des Eisenbahnbundes-
amtes für eine solche Ausführung geführt hat. Üb-
rigens die Königstraße als solches in Stuttgart ist 
auch nicht anders geneigt, sondern hat einen ähn-
lichen Neigungsgrad. …(Zwischenruf ohne 
Mikro)…. 

Wir haben gerade gehört, dass dies ein Unter-
schied ist zwischen dem Betrieb auf der einen 

Seite und den verkehrlichen Aspekten auf der an-
deren Seite. Die verkehrlichen Aspekte sind sehr 
wohl miteinander vergleichbar. 

Die anderen Geschichten, was Neigung, Brand-
schutz, sonstige Fragen anbetrifft, möchte ich ge-
nauso wie Prof. Martin darauf verweisen, dass wir 
diese Fragen im Rahmen der Schlichtung ca. 100 
Stunden in öffentlicher Anhörung diskutiert ha-
ben, per Internet, per Fernsehübertragung usw. 
Dort sind all diese Themenstellungen im Detail 
aufgegriffen und aufgearbeitet worden. Ich trete 
auch der vorhin gemachten Behauptung entgegen, 
dass die Volksabstimmung nur aufgrund von zwei 
Zusicherungen so erfolgt wäre. Ich bin der An-
sicht, im Gegenteil, dass bei der Volksabstimmung 
die gesamte Schlichtung mit allem, was im Um-
feld passiert ist, einen Eindruck hinterlassen hat. 
Wir haben, um auch dem entgegenzutreten, in der 
Schlichtung nicht den Eindruck erweckt, dass wir 
alles zehn Jahre im Voraus minutiös und genau 
planen können. Im Gegenteil, wir haben Ausfüh-
rungen gemacht, dass solchen Projekten immer  
Risiken innewohnen und dass es eine unserer 
Aufgaben ist, mit genau solchen Risiken umzuge-
hen. Das ist auch das, was wir heute wieder sagen. 
Deswegen ist es umso notwendiger, dass zu jedem 
Zeitpunkt eine Bestandsaufnahme in einem sol-
chen Projekt erfolgt, wenn man sich immer wieder 
die Frage stellt, ist man in der richtigen Richtung 
unterwegs oder nicht. Übrigens auch eine Anmer-
kung: wir haben, um genau dieses zu tun, inner-
halb des Projektes einen Beirat eingerichtet, der 
aus Experten besteht und der kritisch hinterfragt 
und unabhängig davon in der Berichterstattung an 
den Aufsichtsrat mit anwesend ist. Wir haben dort 
definitiv zusätzliche Meinungen und zusätzliche 
Expertise, mit an Bord genommen, um all dieses 
zu beleuchten. 

Die Kooperation zwischen sämtlichen Projektpart-
nern hat sich in den vergangenen zwei Jahren 
deutlich verbessert. Wir sind von dem „KK“ (kon-
struktiv-kritisch) in ein „KKV“ übergegangen, in 
ein konstruktiv-kritisch-vertrauensvoll). Das ist in 
dem letzten Lenkungskreis von allen Projekt-
partner genauso bestätigt worden und ein weiteres 
ganz konkretes Indiz ist, dass auch BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN im Kommunikationsbüro des 
Projektes wieder vertreten sind und dort gemein-
sam mit uns Projektkommunikation betreiben. Das 
bedeutet, wir haben hier eine gemeinsame Vor- 
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gehensweise und arbeiten dort eng zusammen. 
Ansonsten würde ich gerne nochmals darauf ver-
weisen, dass auch wir der Ansicht sind, dass die 
eingereichten Fragen, die Sie uns mitgeteilt ha-
ben, in keiner Weise neue Aspekte gegenüber dem 
bringen, was vor Jahren bereits diskutiert und 
auch beschieden worden ist. Insofern erübrigt sich 
auch von unserer Seite eine nochmalige schriftli-
che Stellungnahme dazu. Alles das, was damals 
gemacht worden ist, hat weiterhin seine Gültig-
keit. 

 

Vorsitzender: Danke, Herr Dr. Kefer! Herr Lieb! 

 

Matthias Lieb (Verkehrsclub Deutschland Baden-
Württemberg e.V.): Stuttgart 21 ist ein teures  
Sicherheitsrisiko und ein zukünftiger Verkehrs-
engpass. Ich möchte das wie folgt begründen. Das 
BMVBS hat uns 2006 mitgeteilt, bei Stuttgart 21 
handele es sich nicht um ein Projekt des Bedarfs-
plans der Bundesschienenwege, sondern vorran-
gig um ein städtebauliches Projekt, denn auch ein 
oberirdischer Kopfbahnhof kann die verkehrli-
chen Funktionen für den Eisenbahnknoten Stutt-
gart erfüllen. Das heißt, eine höhere Leistungsfä-
higkeit des achtgleisigen Tiefbahnhofs, der Durch-
gangsbahnhof wird, als bei einem sechzehngleisi-
gen Kopfbahnhof hat das BMVBS nicht gesehen. 

Zum Thema „Teuer“ ist es so, dass der Finanzie-
rungsvertrag vorgesehen hatte, dass das eigenwirt-
schaftliche Projekt der DB Stuttgart 21 bis zum 
Jahr 2009 von allen Beteiligten aufgekündigt wer-
den konnte, wenn keine Vereinbarungen über 
Mehrkosten, die über 4,7 Mrd. Euro hinausgehen, 
getroffen werden können. Es war also entschei-
dend, ob bei einer Neukalkulation im Jahr 2009 
das Projekt im Rahmen der Kostengrenze 4,7 Mrd. 
Euro bleibt oder nicht. Die DB hatte 2009 ermit-
telt, dass die Kosten 4,9 Mrd. Euro betragen, hatte 
aber Einsparungen nachgewiesen, so dass sie nur 
auf 4,1 Mrd. Euro käme. Es war also eine unter-
nehmerische Entscheidung zu sagen, diese Mehr-
kosten, die man eigentlich rechnerisch ermittelt 
hatte, kann man selber tragen und hat damit alle 
Projektpartner überzeugt. Damit hat man die 
Chance vergeben, die Projektpartner mit ins Boot 
zu holen, und sie an weiteren Mehrkosten zu be-
teiligen. Die weiteren Mehrkosten von jetzt über  

2 Mrd. Euro sind also von der DB selbst im Rah-
men der eigenwirtschaftlichen Projektplanung des 
unternehmerischen Risikos zu tragen. Diese  
2 Mrd. Euro müssen aber irgendwo herkommen. 
Durch steigende Trassenpreise, die überall gelten, 
müssen diese 2 Mrd. Euro verdient werden. Das 
verteuert die Eisenbahninfrastruktur, die Nutzung 
der Eisenbahninfrastruktur und verschlechtert da-
mit die Wettbewerbsfähigkeit der Eisenbahn im 
Vergleich zu anderen Verkehrsträgern. Deshalb 
wäre es sehr wichtig, dass die DB in den Ge-
schäftsberichten den Einfluss von Stuttgart 21 auf 
die Ergebnisse in ihren jeweiligen Abschlüssen 
explizit darstellt. Das Thema Sicherheit hatten wir 
gerade schon diskutiert. Es wurde, zumindest hat 
es der EBA-Vizepräsident Schweinsberg erklärt, 
der Nachweis gleicher Sicherheit bei diesem Pro-
jekt gerade nicht geführt, was die Gleisneigung an-
geht. Man muss dazu wissen, die Eisenbahnbau- 
und Betriebsordnung sieht vor, dass die Gleisnei-
gung maximal 2,5 Promille haben darf. Wenn von 
den anerkannten Regeln abgewichen wird, muss 
ein Nachweis gleicher Sicherheit erbracht werden. 
Dieser Nachweis, sagt Herr Schweinsberg, sei aber 
nicht erbracht worden. Es wurden im Rahmen der 
Planfeststellungen einzelne Aspekte behandelt,  
z. B. das Wegrollen von Koffern, in dem die Bahn-
steigneigung nach innen gelegt wird, so dass Kof-
fer eher nach innen rollen sollen Aber zum siche-
ren Verhindern des Wegrollen eines Zuges, was in 
Köln regelmäßig vorkommt, wurden keine Aussa-
gen getroffen. Diese Gleisneigung wurde im 190-
jährigen kommerziellen Eisenbahnbetrieb so ge-
ring gewählt, weil eben solche Wegrollvorgänge, 
die die Fahrgäste gefährden können, vorkommen 
können oder auch ein einfahrender Zug, wenn die 
Bremsen versagen, auf einen anderen Zug auffah-
ren kann oder ein haltender Zug einem entgegen-
kommenden Zug entgegenrollen kann aufgrund 
der Gleisneigung. Erst einmal haben wir hier Si-
cherheitsprobleme, die nach wie vor offen sind. 
Wir haben das Eisenbahnbundesamt gefragt, wie 
denn dieser Nachweis gleicher Sicherheit geführt 
worden sei. Darauf haben wir keine Antwort be-
kommen. Es wurde uns erklärt, dass die Deutsche 
Bahn AG für die Sicherheit zuständig sei und das 
Ganze bei der Inbetriebnahmegenehmigung zu 
klären sei. Das hat für uns den Eindruck erweckt, 
dass hier sehr wohl noch Einschränkungen durch 
das Eisenbahnbundesamt im Rahmen der Inbe-
triebnahmegenehmigung zu treffen sein werden. 
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Diese Einschränkungen hätten dann Einfluss auf 
die Leistungsfähigkeit des Bahnhofs. Deshalb sind 
wir der Ansicht, dass diese Fragen der Inbetrieb-
nahmegenehmigung durchaus schon heute geklärt 
werden könnten, da ja die Form des Bahnhofs und 
auch das Betriebskonzept heute schon feststehen, 
so dass kein Grund besteht, das erst bei der Inbe-
triebnahme in möglicherweise zehn oder mehr 
Jahren zu klären. Die Öffentlichkeit hat ein Inte-
resse daran, heute zu erfahren, ob diese verspro-
chene Leistungsfähigkeit überhaupt vorliegt oder 
ob durch Fragen des Brandschutzes und auch der 
Sicherheit (wegen der Schrägneigung) Einschrän-
kungen in den möglichen Betriebskonzepten vor-
kommen werden.Zum Thema Leistungsfähigkeit 
und Engpässe: der Deutschlandtakt ist ein Kon-
zept für den Fernverkehr in Deutschland, um 
mehr Fahrgäste zu bekommen und in der Schweiz 
hat es sich auch als sehr erfolgreich erwiesen. 
Dazu habe ich aber auch in der Stellungnahme 
mehrere Punkte wiedergegeben, wo Engpässe be-
stehen, die gerade für Stuttgart 21 diese optimale 
Nutzung zum Deutschlandtakt verhindern. Wir 
haben hier beispielsweise weiterhin einen Eng-
pass im Zulauf nach Stuttgart hinein. Die Neubau-
strecke endet vor Stuttgart, von Mannheim kom-
mend, und beginnt erst hinter Stuttgart wieder. 
Dazwischen ist ein Engpass, wo sich die Züge des 
Fernverkehrs und des Regionalverkehrs diese 
zwei Gleise teilen müssen. Da baut man keine 
neue Strecke auf diesem Abschnitt, obwohl es da 
richtig sinnvoll wäre. In Stuttgart haben wir ein 
Stauproblem. Die Stauhauptstadt Deutschlands 
hat ein Feinstaubproblem und wir müssen des-
halb den Nahverkehr in Stuttgart auf der Schiene 
deutlich ausbauen. Wir haben heute 140 Fahrten 
pro Einwohner und Jahr mit öffentlichen Ver-
kehrsmitteln. In München haben wir 240 Fahrten 
pro Einwohner und Jahr, in Zürich 400. Das zeigt, 
dass in Stuttgart noch deutlich Luft nach oben ist, 
dass deutlich mehr Fahrgäste noch öffentliche 
Verkehrsmittel nutzen könnten, wenn das Ange-
bot entsprechend wäre. Dazu müsste aber auch 
die Infrastruktur entsprechend ausgebaut sein. 
Wir sehen nicht, dass dies mit diesem Projekt hier 
ausreichend geschaffen wird, im Gegenteil wird 
hier viel Geld ausgegeben, um allerhöchstens die 
bestehende Leitungsfähigkeit wieder herzurich-
ten, aber auch das ist fraglich. Ein weiterer Aus-
bau findet leider nicht statt und muss dann an-
schließend noch erfolgen. 

Zum Thema Stresstest hatte Herr Dr. Kefer ausge-
führt, dass diese Ergebnisse immer noch gelten 
würden. Die Uni Dresden hatte allerdings nachge-
wiesen, dass es auch in Fildern gerade nicht funk-
tioniert. Deshalb bessert man jetzt dort auch in 
Fildern nach. Deshalb ist die Frage, ob denn über-
haupt in anderen Bereichen der Stresstest auch 
gültig war, wenn er hier schon nicht mehr aner-
kannt wird von der DB selbst und dort Verbesse-
rungen vorgenommen werden. Deshalb ist die 
Gültigkeit des Stresstestes sehr fraglich. Im Vor-
feld des Stresstestes gab es Vorbereitungssitzun-
gen. Da hatte Herr Scheer, der Projektleiter, auf 
meine Frage, ob die Vorgaben der Richtlinie ein-
gehalten worden, erklärt: im Prinzip ja, aber nicht 
überall. Dann habe ich nachgefragt, ob er das ge-
nauer konkretisieren könne, wo denn nicht. Nein, 
das sei Aufgabe des Audits, das herauszufinden. 
Das ist also so, wie einen Fehlersuchbild, nur gibt 
man nicht an, wie viele Fehler enthalten sind und 
der Auditor soll herausfinden, wie viele Fehler da 
sind, aber man sagt nicht, wie viele es waren. Des-
halb kann man auch nicht abschließend sagen, ob 
wirklich alle Fehler gefunden worden sind. Die 
volkswirtschaftlichen Berechnungen, die zu-
grunde liegen, um Mittel u.a. vom Gemeindever-
kehrsfinanzierungsgesetz einzusetzen, insbeson-
dere im Bereich Flughafen, müssen aufgrund der 
Neuplanungen neu erstellt werden. Im Übrigen 
sollte auch ein Vergleich eines Bahnhofs wie in 
Düsseldorf, in Frankfurt am Flughafen an der 
Schnellfahrtstrecke als Alternative geplant wer-
den, um aufzuzeigen, ob diese teuren Lösungen 
hier in Stuttgart wirklich volkswirtschaftlich sinn-
voll sind oder ob nicht eine einfachere Lösung 
ebenso ausreichend wäre, insbesondere, da die 
GVFG-Mittel sehr knapp sind. 

 

Vorsitzender: Danke Herr Lieb! Jetzt gehen wir in 
die zweite Runde. Abgeordneter Bilger! 

 

Abg. Steffen Bilger (CDU/CSU): Vielen Dank, Herr 
Vorsitzender! Ich will kurz noch Stellung nehmen 
zu den Vorwürfen der Oppositionsfraktionen. 
Zum einen wird deutlich, wenn Ihnen erst gestern 
eingefallen ist, dass Sie gerne eine Übertragung 
dieser Anhörung sicherstellen wollen, dass es 
Ihnen vielleicht doch nicht ganz so wichtig ist. 
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Zum Punkt Stellungnahmen will ich darauf hin-
weisen, dass wir uns hier in einer Sachverständi-
genanhörung befinden. Das heißt, man kann Sach-
verständige einladen, man muss es natürlich 
nicht, aber es wäre gut, wenn es Sachverständige 
wären. Anhörung heißt, dass man Fragen stellt 
und darauf Antworten bekommt. Deswegen weise 
ich diese Kritik zurück.  

Ich will zwei Fragen stellen zu Themen, die be-
reits angesprochen wurden. Ich will allerdings 
noch mal vertieft nachfragen, zum einen bei Dr. 
Bitzer. Wie hat sich denn aus Ihrer Sicht denn die 
Zusammenarbeit mit dem Eisenbahnbundesamt 
entwickelt? Wir hatten in den letzten Jahren viele 
Diskussionen darüber und meine Frage wäre, ob 
Sie sagen können, dass die Zusammenarbeit gut 
funktioniert oder ob es noch Verbesserungspoten-
zial gibt, gerade wenn wir an den Zeitplan den-
ken.  

Die zweite Frage an Dr. Kefer. Die Flughafenan-
bindung wurde auch schon angesprochen. Ich 
habe allerdings, Abgeordneter Gastel, ein bisschen 
bei Ihrer Ausführung vermisst, dass Sie zu den 
neuen Entwicklungen Stellung nehmen, die sich 
in Ihrem Antrag noch nicht wiederspiegeln. Da 
hat die Abstimmung mit Stuttgart nicht ganz so 
richtig gepasst, wie wir es aus anderen Fällen ken-
nen, aber ich freue mich zu hören, dass mittler-
weile die Grünen im Land so konstruktiv Stuttgart 
21 begleiten. Ich wäre Ihnen dankbar, Herr Dr. Ke-
fer, wenn Sie nochmal ausführen könnten, wie die 
Bahn diese Flughafenlösungen sieht, wie Ihre Be-
wertung sich dazu darstellt. 

 

Vorsitzende: Herr Dr. Bitzer! 

 

Dr. Florian Bitzer (DB Projekt Stuttgart-Ulm 
GmbH): Vielen Dank, Abgeordneter Bilger für die 
Frage. Ich kann betonen, da ich in der Tat auch 
für die Zusammenarbeit mit dem Eisenbahnbun-
desamt in Bezug auf Planfeststellungs- und 
Planänderungsverfahren zuständig bin, dass die 
Zusammenarbeit dort sich sehr gut entwickelt hat. 
Es ist selbstverständlich, dass gegenüber einer Be-
hörde eine vertrauensvolle Zusammenarbeit sehr 
wichtig ist, dass die Behörde auch erwartet, dass 
sie verlässliche Ansprechpartner hat im Projekt, 

dass sie eine Kontinuität hat. Gerade in dem Be-
reich haben wir Kontinuität, weil wir in dem Be-
reich Vertrauen haben aufbauen können. Ich 
möchte zuletzt die Fertigstellung des Baustraßen-
systems in Stuttgart erwähnen, wo wir genau dem 
EBA skizziert haben, wie wir gedenken vorzuge-
hen. Und genau dieses Vorgehen haben wir auch 
eingehalten. Das Gleiche gilt auch für ad hoc Mit-
teilungen. Wenn wir, wie es der Planfeststellungs-
beschluss vorsieht, gerade bei den Baustraßen Ab-
weichen vom Regelbetrieb haben, informieren wir 
die relevanten Behörden, die Verkehrsbehörde in 
Stuttgart wie auch das Eisenbahnbundesamt 
selbstverständlich über den Beginn einer Störung, 
genauso über das Ende. All das läuft mittlerweile 
sehr reibungslos und ist eine wichtige Vorausset-
zung für eine vertrauensvolle Zusammenarbeit. 
Insofern sind wir da auf einen guten Weg. 

 

Vorsitzender: Danke! Herr Dr. Kefer! 

 

Dr. Volker Kefer (Deutsche Bahn AG): Nochmal 
zu dem Filderbahnhof. Ich würde gerne nochmal 
einsteigen, Herr Bilger, es ist vorhin von Herrn 
Lieb ausgeführt worden, dass die Uni Dresden da 
zu anderen Ergebnissen käme und wir deswegen 
nachbessern müssten. Das stimmt nicht! Die Uni 
Dresden kommt in ihren fahrtechnischen Simula-
tionen zu denselben Ergebnissen, oder nahezu 
denselben Ergebnissen wie wir. Allerdings ist die 
Interpretation der Ergebnisse eine unterschiedli-
che. Dort, wo wir sagen: wir erfüllen den Vertrag, 
möchte man gegenüber dem Vertrag dort mehr ha-
ben. Das ist der Punkt. Es ist nicht so, dass die Si-
mulation unterschiedliche Ergebnisse bringen 
würde. Dass diese „Nachbesserung“ auf den Fil-
dern aufgrund dieser Ergebnisse notwendig ge-
worden wäre, stelle ich komplett in Abrede, weil, 
und das ist der äußere Ausdruck, sonst die Pro-
jektpartner mit Sicherheit nicht mitfinanziert hät-
ten. Diese Leistungserweiterung wird aber von 
den Projektpartnern mitfinanziert. Das bedeutet, 
es gibt hier eine klare Verständigung darüber, dass 
das, was wir am Filderbahnhof machen, etwas ist, 
was über die Leistungsdaten des Vertrages hinaus-
geht und damit gesondert zu finanzieren ist. Wir 
haben uns unter den Projektpartnern auf eine ge-
meinsame Finanzierung verständigt und wir  
haben alle die Überzeugung vertreten, dass dieses 
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ein Zusatzvertrag ist und nicht Teil von Stuttgart 
21. Das demonstriert am ehesten, dass dieses  
etwas anderes ist. Die Vorgehensweise ist – Herr 
Bilger, das konnten Sie von außen nicht so sehen 
–, zwischen den Projektpartnern und mit dem  
Eisenbahnbundesamt abgestimmt, bzw. noch in 
Abstimmung. Wir haben im ersten Schritt verein-
bart, dass wir die Planfeststellung so laufen lassen 
wie eingereicht, und später die Veränderungen 
über ein Planänderungsverfahren anstoßen. Das 
ist der Weg, der uns insgesamt Zeit sparender er-
schien, als wenn wir das bisherige Verfahren stop-
pen. Das ist die Vorgehensweise, wie gesagt, die 
mit den Partnern und mit dem Eisenbahnbundes-
amt besprochen worden ist. Wenn dem so wäre, 
dann könnten wir in einem sehr schnellen Durch-
lauf die Freigabe bekommen für die Schnellfahr-
strecke. Die wäre dann vorlaufend. Und die An-
bindung des S-Bahn-Bahnhofes, der unverändert 
bliebe, mit Ausnahme des zusätzlichen dritten 
Gleises, würden wir dann zu einem späteren Zeit-
punkt nachziehen. Die ursprünglichen Bedenken, 
dass damit möglicherweise die Anbindung des 
Flughafens nicht mehr erfolgen würde, konnten 
wir ausräumen, weil zum einen entsprechende 
Verträge geschlossen werden, zum anderen der 
Projektfortschritt bei S21 so weit ist, dass dieser 
Prozess auch umgekehrt funktioniert. Also inso-
fern existiert diese Sorge heute nicht mehr und 
alle Partner sind dort einer Meinung. Insofern hat 
es auch funktioniert mit dem LoI (Letter of Intent) 
bzw. wird auch funktionieren jetzt mit der Finan-
zierungsvereinbarung. 

 

Vorsitzender: Danke, Herr Dr. Kefer! Mir liegen 
zwar keine Wortmeldungen vor, aber ich gehe  
davon aus, dass die Fraktionen eine weitere 
Runde möchten. Dann die Frau Kollegin Leidig, 
bitte!  

 

Abg. Sabine Leidig (DIE LINKE.): Wir haben jetzt 
mehrfach gehört, von den Sachverständigen der 
Bahn und auch von Prof. Martin, dass sich keiner-
lei Veränderung im Projekt ergeben hat, im Ver-
gleich zu 2010, dass wir das alles x-mal hier 
durchgekaut haben. Aber Sie gehen natürlich dar-
über hinweg, dass es eine sehr gravierende Verän-
derung gegeben hat, die auch dokumentiert ist – 
nämlich das Sprengen des Kostendeckels. Der ja 

hoch und heilig zugesagt war und wo alle – insbe-
sondere Bahnchef Grube – landauf, landab ver-
sprochen hat, dass, wenn dieser Kostendeckel 
nicht eingehalten wird, dieses Projekt dann nicht 
realisiert werden kann. Jetzt hat es im März 2013 
dazu auch eine Entscheidung des Aufsichtsrates 
gegeben. Ich würde gerne Herrn Luik nochmal zu 
der Rolle des Aufsichtsrates befragen und zu der 
Verantwortung, die ein solches Gremium hat und 
den Möglichkeiten, die auch bzgl. dieses Projektes 
der Aufsichtsrat der Deutschen Bahn AG nach wie 
vor hat. Das ist meine erste Frage. 

Ich möchte eine Anmerkung vorweg schicken, die 
in meinen 3 Minuten drin ist. Herr Dr. Kefer, Sie 
haben vorhin gesagt, dass die Wegrollfälle in Köln 
untersucht werden müssten, die seien nicht unter-
sucht. Aber ich muss mal sagen, wenn Sie dies 
nicht tun und die Untersuchungsergebnisse nicht 
einbeziehen in Ihre Planung, dann ist das ziem-
lich fahrlässig. Denn Ihre Aufgabe wäre es doch, 
diese Wegrollfälle in Köln zu untersuchen und 
Ihre Schlussfolgerungen daraus zu ziehen.  

Jetzt aber zu meiner zweiten Frage an Herrn Luik, 
die möchte ich gern relativ offen gestalten. Sie 
sind ja hier quasi als Vertreter der vierten Gewalt, 
also der Öffentlichkeit in diesem Land, auch der 
Bürgerinnen und Bürger. Ich würde Sie gerne fra-
gen, welche Empfehlungen Sie den hier anwesen-
den verantwortlichen Politikerinnen und Politi-
kern der Koalitionsfraktionen geben würden, in 
Bezug auf dieses Projekt. Gibt es noch Möglichkei-
ten noch etwas zu ändern? Oder welche Auswir-
kungen hat es, wenn man so weitermacht? 

 

Vorsitzender: Dankeschön! Herr Luik, auch bei 
weiteren jetzt, bitte ich auf die Zeit zu achten. 

 

Arno Luik (Journalist): Seit dem 4. Dezember 
2013 wird in Stuttgart faktisch gebohrt und am  
27. April 2015 waren bisher genau 4.313 Meter ge-
bohrt. Das sind 7 Prozent der Gesamtsumme, die 
zu machen ist. Wenn in diesem Tempo weiterge-
arbeitet wird, wird das Projekt 2035 beendet sein. 
Wahrscheinlich wird es schneller gehen. Aber 
Fakt ist doch, dass in diesem Projekt noch kein 
einziger Zeitplan eingehalten worden ist. Man 
muss sich einfach in Erinnerung rufen, dass S21 
ein Dinosaurier der Planung ist und im Grunde 



  

 
Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur 

 

18. Wahlperiode Protokoll der 41. Sitzung 
vom 6. Mai 2015 

Seite 21 von 58 

 
 

ein altes vergangenes Projekt. Und bisher ist noch 
nicht in dem gefährlichen Gebiet gebohrt worden. 
Da weiß man gar nicht, was auf einen zukommt.  

Dann noch eine kleine Anmerkung die sich unter 
anderem auf die Bahnsteige bezieht. Es gab mal 
eine Untersuchung zur Bequemlichkeit. Da bekam 
der neue Tiefbahnhof die schlechtesten Noten: C-
D eingeschränkte Bewegungsfreiheit, extrem ein-
geschränkte Bewegungsfreiheit. Manche Bereiche 
des Bahnhofs fielen mit der Note E durch. Das al-
les steht im krassen Gegensatz zu dem bestehen-
den Bahnhof, der es den Reisenden, und das ist 
auch ganz wichtig in einer alternden Gesellschaft, 
erlaubt, ebenerdig jedes Gleis zu erreichen, die 
Bahnsteige sind breit. Und der alte Bahnhof – ab-
gesehen von seiner enormen Leistungsreservenka-
pazität – erlaubt es wirklich alten, gebrechlichen 
Menschen, ebenerdig in die Stadt reinzurollen. 
Ich sage das auch aus einem persönlichen Grund. 
Meine Schwester war Schwerstbehinderte und für 
sie war das Ankommen in Stuttgart immer sehr 
angenehm. Sie konnte wie ein Bürger in die Stadt 
hereinrollen. Sie musste sich nicht quälen über 
Aufzüge, Treppen und Rolltreppen. Abgesehen 
davon, dass Aufzüge, Treppen, Rolltreppen, anfäl-
lig sind. Für sie war das immer eine Belastung.  

Des Weiteren sollen ja Aufzüge eingesetzt werden, 
beim so genannten Brandschutz. Da stellt sich die 
Frage, wie es im Falle der Panik ist. Steht da je-
mand beim Brand an den Türen der Aufzüge und 
sagt: „Ihr geht jetzt rein“ und „Da kommen die Be-
hinderten zuerst“? Also, es stellen sich bei einem 
Projekt für mich, von außen betrachtet, so viele 
Fragen nach der Ratio des Projekts. Man hat auf 
der einen Seite immer noch einen seit vielen Jahr-
zehnten exorbitant gut funktionierenden Bahnhof. 
Er ist einer der bestfunktionierenden Bahnhöfe 
Deutschlands, ist einer der bestfunktionierenden 
Bahnhöfe Europas. Er ist wirklich ein Juwel 
schwäbischer Ingenieurskunst. Und das muss man 
wirklich so drastisch formulieren, dieses einma-
lige Bauwerk – auch effiziente Bauwerk – wird 
zertrümmert, in die Tiefe gelegt, dramatisch ver-
kleinert, was zu einem verkehrlichen Engpass füh-
ren wird. Es wird für die Kundenfreundlichkeit 
ein Bahnhof geschaffen, der wirklich unzumutbar 
ist. Es wird auf diesen Bahnsteigen ein Gedränge 
und Gewusel geben. Die Gleise sollen doppelt be-
legt werden. Es werden sich über 6.000 Menschen 
auf diesen engen Bahnsteigen drängeln. Das ist 

auch eine Frage und es liegt über dieser EBA-For-
mel, wie in einem Brandfall, in einem Katastro-
phenfall mit diesen wahnsinnigen Mengen von 
Menschen umgegangen werden kann. Man nimmt 
7 Mrd. Euro in die Hand, um etwas Modernes zu 
schaffen. Und man schafft schon absehbar einen 
unglaublichen Zustand, eine im Grunde von der 
Ratio her nicht zu vertretenden Zustand, schon 
von der Kundenfreundlichkeit her. Und es geht ja 
um die Bürger. Die Bürger sind mehr als nur eine 
Rohrpost, die hin und her geschossen wird, und 
das möglichst schnell. Ich höre, die Aufenthalts-
zeiten sollen relativ gering sein. Die Taktzahlen 
müssen so eng bemessen sein, damit viele Züge 
durchgeschleust werden können. Ganz im Gegen-
teil zum alten Bahnhof, der das souverän meistert. 
Was ist der Mensch dann noch? Nur noch ein ge-
hetztes Tier, das ankommt, lossausen muss, vor-
beidrängeln? Gehen Sie mal in der Hauptverkehrs-
zeit auf den Hauptbahnhof in Hamburg – der hat 
mehr Platz – und schauen, wie es da in der Haupt-
verkehrszeit zugeht. Dann wurde kurz angespro-
chen das Problem des geneigten Bahnhofs. Es sei 
kein Problem, höre ich von Herrn Martin. Diese 
Neigung sei jetzt letztendlich sogar positiv. Nein, 
es ist nicht positiv. In China werden Hochge-
schwindigkeitssysteme gebaut und China ist, was 
Hochgeschwindigkeit angeht, im Augenblick füh-
rend auf der Welt. Die Chinesen achten darauf, 
dass kein einziger Bahnhof auch nur eine irgend-
wie geartete Schieflage hat. Da darf es nicht mehr 
als 1 Promille Schieflage haben. Das ist eine 
Muss-Vorschrift in China. Und warum sollen die 
Chinesen – das ist überhaupt nicht irgendwie jetzt 
gegen die Chinesen gerichtet – höhere Sicherheits-
standards anlegen, als hier in Stuttgart für ein 
Bauwerk, das im Jahr 2022 in Betrieb geht? Wenn 
es gut geht.  

Dann wurde gesagt, es gäbe mehrere Bahnhöfe in 
Deutschland die eine Neigung haben. Das stimmt, 
aber es stimmt im Grunde auch nicht. Es gibt 
exakt 14 Bahnhöfe, Stationen, die eine Neigung 
haben. Aber nicht so extrem wie in Stuttgart. 
Diese Bahnhöfe sind aber keine Bahnhöfe der Zu-
kunft, wo extrem leicht wegrollende Züge einge-
setzt werden, die viel besser wegrollen als früher. 
Dann kommt nur das Beispiel von der S-Bahn-Sta-
tion Feuersieg, das mit Verlaub wirklich drama-
tisch ist. Es ist ungefähr so, wie man sagen würde: 
Ein einmotoriges Propellerflugzeug kann auf einer 
Wiese landen. Kann ein Jumbo-Jet auf der Wiese 
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landen? Man kann doch nicht eine Straßenbahn, 
die speziell für diese besonderen Bedingungen in 
Stuttgart konstruiert wurde, als Beispiel dafür an-
führen, dass man mit 7 Mrd. einen neuen Bahnhof 
für die Zukunft baut. Das ist doch offenkundig. 
Wenn es eine Ratio gibt bei all diesem Handeln 
und ich hoffe ja auf die Ratio bei allen politisch 
Engagierten in diesem Land hier, offenbart diese 
ganze Diskussion, die seit Jahren geführt wird, tat-
sächlich einen Rückbau der Leistungsfähigkeit. Da 
gibt es kein Deuteln. Warum soll denn in Stuttgart 
plötzlich unter Aushebelung der Eisenbahntechni-
schen Regeln es möglich sein, dass ein 8-gleisiger 
Bahnhof mehr leistet als je ein 8-gleisiger Bahnhof 
in der Weltweit leistet?  Haben die Stuttgarter  
oder die Schwaben die Fähigkeit, technische Ge-
setzmäßigkeiten außer Kraft zu setzen? Ich weiß es 
nicht, aber ich lasse mich da gern belehren. Ich 
glaube, wenn Mercedes-Benz oder Porsche in 
Stuttgart ein neues Model so entwickeln würde, 
wie S21 entwickelt wird, dann wären Mercedes 
Benz und Porsche schon lange bankrott.  

Dann ist auch noch die Frage: Wie kann man ein 
modernes Projekt sehenden Auges unterstützen, 
das eine konsequent den Menschen verachtende, 
unterdimensionierte Bahnsteigbreite hat. Es heißt, 
sie haben jetzt neue Fluchttreppen und Flucht-
häuser usw. in dem neuen Brandschutzkonzept 
eingerichtet. Aber diese neuen Treppen und Häu-
ser, die da gebaut werden, die verengen wiederum 
die Durchgänge. Da werden wieder neue Engpässe 
geschaffen. Also mit jeder Maßnahme, die sie ma-
chen, kaufen sie eine Niederlage in einem anderen 
Bereich. Aber die Frage stellt sich doch auch rati-
onal: Was ist denn das für ein geplantes Projekt, 
wenn man ständig damit beschäftigt ist, immer 
nachzubessern? Und wie überfordert offenbar die 
Macher und Planer bei S21 sind, dokumentiert 
sich doch darin, dass inzwischen in diesen knapp 
5 Jahren, wo mehr oder weniger ernsthaft gebaut 
wird, schon über ein Dutzend Topleute gegangen 
sind, 2 Projektleiter sind gegangen. Und mit die-
sem Abgehen von diesen Fachleuten geht ja auch 
immer Wissen verloren. Ich habe mich sehr inten-
siv in dieser Frage mit wirklich guten Fachleuten 
von der Bahn unterhalten. Da ist so viel Wissen 
verschüttgegangen durch diese ständigen Ab-
gänge, durch diese Länge der Planungsphase, dass 
das ganze Projekt also definitiv kein Projekt der 
Zukunft ist, definitiv kein Projekt, das dem Ver- 

kehr nützt. Und das ist auch eine Frage vom Auf-
sichtsrat. Ich erwähne nur den Nürburgring. Im 
Nürburgring wurde ein ehemaliger Minister – 
glaube ich – zu 3 Jahren verurteilt, vermutlich we-
gen Veruntreuung von Steuergeldern, weil er als 
Vorsitzender der Nürburgring AG gegen das Auf-
sichtsratsgesetz verstoßen hat. Und im Grunde be-
steht diese Gefahr für jeden Aufsichtsrat aktuell. 
Die Kosten laufen davon. Es wird ja gemunkelt, 
dass in diesen Kosten, die der Bundesrechnungs-
hof unter Verschluss halten muss, schon von 11 
Mrd. Euro die Rede ist. Dann, das weiß ich, da 
werden wahrscheinlich manche wieder in der 
Runde lachen, wenn dann ein Brandschutzgutach-
ter, der eine große Distanz zur Bahn hat, in der 
Analyse des aktuell vorgelegten Brandschutzkon-
zepts zu dem Ergebnis kommt: wenn dieses 
Brandschutzkonzept tatsächlich eines sein soll, 
das in der Zukunft und in der Gegenwart funktio-
niert, dann bedeutet das die radikale Neuplanung 
von S21, dann steigen die Kosten auf 15 bis 20 
Mrd. Euro. Ich meine – nur in Parenthese – der 
Berliner Flughafen BER hatte ein funktionierendes 
Brandschutzkonzept. Und trotz dieses funktionie-
renden Brandschutzkonzepts, was ist im Berliner 
Flughafen gerade? Der liegt seit Jahren brach, die 
Kosten steigen und steigen…. 

 

Vorsitzender: Her Luik, das bitte ein andermal an 
anderer Stelle.  

 

Arno Luik (Journalist): … weil dieses Brand-
schutzkonzept nicht funktioniert.  

 

Vorsitzender: Ich bitte um ein wenig Solidarität, 
wir müssen um 13 Uhr Schluss machen. Da gibt 
es eine neue Weisung des Ältestenrates. 

 

Arno Luik (Journalist): Mein Schlusswort ist: 
Manchmal frage ich mich, von außen betrachtet, 
Bundeskanzlerin Angela Merkel hat 2010 … – Sie 
lachen Herr Lange. Ist Frau Angela Merkel lächer-
lich? – Frau Angela Merkel, die Bundeskanzlerin, 
hat 2010 erklärt, an Stuttgart 21 entscheidet sich 
die Zukunftsfähigkeit von Deutschland und Eu-
ropa. Da frage ich mich, warum sich die Zukunfts-
fähigkeit eines Kontinentes, eines Landes daran 
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entscheidet, dass man einen optimal funktionie-
renden Kopfbahnhof zerstört? 

 

Vorsitzender: Jetzt schauen wir mal, ob wir das 
noch hinbringen in der Kürze der Zeit. Jetzt 
kommt die Kollegin Sawade von der SPD-Frak-
tion. 

 

Abg. Annette Sawade (SPD): Ich hatte vorhin 
schon gesagt, dass ich jetzt gerne auch was dazu 
sagen würde, aber wie gesagt, die Zeit ist kurz und 
ich bin diszipliniert. Zwei Dinge noch, was Sie sa-
gen, ebenerdige Zugänge im Kopfbahnhof. Es war 
bisher ebenerdig nur möglich an der Nordseite, 
wo die Taxis standen. Ansonsten mussten Sie 
Treppenbauwerke etc.  weit runtergehen. Ansons-
ten gab es noch die Ampeln, die jetzt erst später 
eingerichtet worden sind. Mit dem Neubauprojekt 
habe ich die Möglichkeit auf der Ebene des jetzi-
gen Zugangssteges, nämlich von Stuttgart vom 
Willy-Brandt-Platz aus, ebenerdig herüber in das 
Stuttgart21-Gelände zu gehen. Ich habe Durchbli-
cke, Durchläufe, wo es heute getrennt ist durch 
die Gleise. Also bitte sachlich bleiben in dem Fall 
und auch mal die anderen Sachen bewerten. 

Dann habe ich noch 2 Fragen. …(Zwischenruf 
ohne Mikro)…. 

 

Vorsitzender: So, die Frau Kollegin Sawade hat 
das Wort und kommt zu ihren Fragen.  

 

Abg. Annette Sawade (SPD): An Herrn Dr. Kefer 
habe ich noch eine Frage. Vielleicht sagen Sie 
nochmal was zum Zeitplan und Einhalten der 
Fristen. Vielleicht auch bzgl. Neubaustrecke 
Wendlingen-Ulm. Ich weiß, ich darf nicht 2 Fra-
gen stellen, aber vielleicht können Sie ganz kurz 
noch was sagen, wer, was S21 anbelangt, jetzt in 
welchen Beiräten sitzt. Das wäre nicht schlecht. 

Dann bitte noch an Herrn Prof. Martin. Inwieweit 
sind Vergleiche mit anderen großen Schienenpro-
jekten in Deutschland und Europa zur Beurteilung 
sinnvoll? Wir haben ja Wien, Durchbindungslinie 
Zürich, wir haben den Gotthardt-Tunnel, den 
Brenner-Basistunnel, es gibt viele Sachen. Viel-
leicht können Sie kurz dazu noch etwas sagen. 

Vorsitzender: Jetzt bleiben wir ganz ruhig auch 
zum Schluss. Dr. Kefer hat das Wort! 

 

Dr. Volker Kefer (Deutsche Bahn AG): Frau Sa-
wade, ganz kurz zu dem Zeitplan. Ich glaube, es 
hilft uns allen nicht weiter, wenn wir permanent 
mit Verdächtigungen argumentieren und Unter-
stellungen, sondern wir versuchen uns mal an die 
Realität zu halten. Herr Luik hat vorhin gesagt, 
wenn er die Fortschrittsgeschwindigkeit hoch-
rechnet, dann käme er im Jahr 2035 aus. Herr 
Luik, wenn Sie die Fortschrittsgeschwindigkeit 
der letzten paar Wochen hochrechnen, auch die 
Übung haben wir gemacht, kommen Sie im Jahr 
2019 raus. Was Sie tun ist, Sie nehmen den An-
fangszeitpunkt oder den Anfangszeitraum, wo die 
Baustellen eingerichtet werden, wo die Tunnelan-
schläge vorbereitet werden usw., die nehmen Sie 
her und errechnen damit eine langsame Tunnel-
fortschrittsgeschwindigkeit. Wenn wir die zwei 
Tage, die Sie anführen in Ihren Berichten, herneh-
men und die Differenz bilden an Fortschrittsge-
schwindigkeit der Tunnel und die hochmultipli-
zieren, dann sind wir im Jahre 2019 mit der Fer-
tigstellung. Solange wir vor der Hacke nicht irgen-
detwas anderes finden, als das was wir erwartet 
haben, bleibt es dabei. Wenn wir etwas anderes 
finden, habe ich vorher gesagt, werden wir Sie in-
formieren. Wir haben bei dem Projektbeirat, Frau 
Sawade, weil Sie es auch gerade angesprochen ha-
ben, insbesondere Wert darauf gelegt, technische 
Expertise von Leuten hereinzubekommen, die 
sich mit solchen Projekten oder wesentlichen Tei-
len solcher Projekte auskennen. Ich nenne hier 
mal nur zwei Namen, zum Einen Prof. Hiller-
meier, der hier in Berlin anerkannter Fachexperte 
ist, was Betonbau anbetrifft, der den Beirat leitet 
und das seit eineinhalb Jahren und in jeder Auf-
sichtsratsberichterstattung mit dabei ist und dort 
auch unabhängig seine Meinung äußert wie die 
Dinge vorangehen, ob die Qualität erfüllt wird 
usw. Der Zweite, den wir im Beirat mit dabei ha-
ben, ist Herr Simoni, der bei dem Gotthard-Tun-
nel an verantwortlicher Stelle mitgewirkt hat und 
die gesamte Erfahrung, die dort gemacht wurde, 
auf unser Projekt übertragen soll. Wir holen uns 
schon die Leute, die wir meinen zu brauchen, um 
tatsächlich in dieser technisch- fachlichen Exper-
tise weiterzukommen. Was die Kosten anbetrifft, 
und dann komme ich gleich noch kurz zur Kom- 
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munikation, Herr Luik, gilt genau das Gleiche. 
Wir können hier fortfahren mit Spekulationen, 
dass das Ganze 13, 15, warum sagen Sie nicht 20 
Mrd. Euro kostet, allein das hilft nicht. Weil wir 
bei dem Projekt versuchen, die Kosten im Griff zu 
behalten. Und einem möchte ich entgegentreten, 
wir haben seit dem Aufsichtsratsbeschluss, dieses 
Projekt fortzuführen, keine weiteren Überraschun-
gen erlebt. Wir bewegen uns innerhalb der Puffer, 
wir erstatten alle Viertel Jahre Bericht über die 
Ausschöpfung der Puffer und wir haben bis heute 
den selben GWU, wir haben nicht um GWU-Erhö-
hungen nachgesucht, wir haben auch beim Auf-
sichtsrat nicht nachgesucht um eine Erhöhung 
beispielsweise oder einen Einstieg in den soge-
nannten Aufsichtsratspuffer, der ebenfalls noch 
als Reserve existiert. Von daher gesehen kann man 
selbstverständlich diese ganzen Spekulationen 
fortführen, wir halten uns hier lieber an die Reali-
tät. Kommunikation, zwei Sätze dazu: Unsere 
Kommunikationsbüros sind dabei die Stadt Stutt-
gart, das Land Baden-Württemberg, wir selbstver-
ständlich, dann der Verband Region Stuttgart und 
darüber hinaus Ulm und der Flughafen. Das heißt, 
alle diejenigen, die irgendeiner Form teilhaben an 
dem Projekt. Und alle die sind auch in dem Len-
kungskreis zwei Mal im Jahr, also alle halbe Jahre 
zusammen. Sie bekommen dort ebenfalls eine Be-
richterstattung und beschließen gemeinsam auf 
Basis dessen, was dort in die Tagesordnung 
kommt und was da vorbereitet worden ist, wie das 
Projekt weiterläuft. Da existiert mittlerweile ein 
sehr intensiver Austausch. Vielen Dank! 

 

Vorsitzender: Danke! Wir haben im Übrigen Zeit-
not. Herr Leger! 

 

Manfred Leger (DB Projekt Stuttgart-Ulm GmbH): 
Eine Mini-Ergänzung zu den Kosten: neben den 
Berichten im Aufsichtsrat werden die Kosten, die 
wir dort berichten, quartalsweise durch Price Wa-
terhouse geprüft und dies ebenfalls in einem sepa-
raten Bericht an den Aufsichtsrat berichtet.  

Zur Kommunikation würde ich gerne erwähnen, 
dass ich glaube, niemand hier im Raum kennt ein 
Projekt in Deutschland, ein Verkehrsprojekt, sei es 
ein Bahn-, ein Flughafen-, ein Straßenprojekt oder 
was auch immer, das in einer Transparenz wie 
das Projekt Stuttgart-Ulm berichtet. Sie werden 

keins finden. Und wenn Sie das jetzt kritisieren, 
dann haben Sie selber nicht nachgeschaut, weil 
Sie es gar nicht für nötig erachten. 

 

Vorsitzender: Danke, auch das ist im Protokoll. 
Herr Prof. Martin! 

 

Prof. Dr. Ullrich Martin (Institut für Eisenbahn- 
und Verkehrswesen): Die Frage war ja: Inwieweit 
sind Vergleiche mit anderen großen Schienenpro-
jekten in Deutschland und Europa sinnvoll und 
auch für dieses Projekt anzuwenden? Meine Ant-
wort fällt in zweierlei Richtungen aus. Zum einen 
ist es immer sinnvoll, wie ich schon in meiner 
ersten Einlassung heute gesagt habe, auch auf an-
dere zu schauen. Nicht nur auf Schienenprojekte, 
sondern auch auf andere Großprojekte, nicht nur 
in Deutschland, auch in Europa und der Welt. Das 
ist sicherlich sinnvoll, aus diesen Projekten zu ler-
nen. Man muss natürlich Fehler nicht nachma-
chen, sondern kann die Erkenntnisse aus anderen 
Projekten entsprechend nutzen. Das sollte man 
tun, das ist auch eine Frage der sparsamen Mittel-
verwendung an sich, in Summe und aus ingeni-
eurtechnischer Sicht ohnehin eine geübte Verfah-
rensweise. Die andere Seite ist natürlich, dass 
man allzu schnell auch geneigt ist, diese Erkennt-
nisse einfach 1:1 zu übertragen. Und hier lehrt die 
Erfahrung, das kann man  auch an verschiedenen 
Beispielen nachprüfen, dass es eher nicht erfolg-
versprechend ist, wenn man bestimmte Erkennt-
nisse aus einem anderen Großprojekt unter völlig 
anderen Rahmenbedingungen 1:1 nach Deutsch-
land auf das Projekt Stuttgart 21 überträgt.  

Herr Luik hat vorhin kurz angesprochen und un-
seren Blick gen China gerichtet – wir sind selber 
in China sehr aktiv an verschiedenen Stellen – 
und ich kann sagen, dort findet auch die Projekt-
planung und die Projektdurchsetzung in etwas an-
derer Form als hier statt. Insofern muss man auch 
immer die konkreten Bedingungen im Auge ha-
ben. Das war jetzt ein großer Sprung, aber Herr 
Luik hat die Vorlage gegeben. Wir sind auch in 
Frankreich teilweise aktiv. Auch in Frankreich 
gibt es andere Grundsätze und Regeln, die sich in 
Frankreich auch bewährt haben. Aber wir haben 
in Deutschland ein etwas anderes System. Wir 
sind sehr stark föderal geprägt und das führt zu 
anderen Prozessen. Insofern lassen sich diese 
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Dinge nicht 1:1 übertragen. Das ist also eine ganz 
wichtige Erkenntnis, Fehler, die wo anders ge-
macht wurde, nicht unbedingt selber nochmal zu 
wiederholen. Dann aber zu schauen, wie kann 
man eine Effizienzsteigerung in den uns betreffen-
den Projekten, insbesondere auf Stuttgart 21 errei-
chen, unter den bei uns gültigen Bedingungen. 
Das ist im Prinzip – aus meiner Sicht – ein biss-
chen das Credo in der Zusammenfassung dieser 
Frage. Hinzu kommt, dass es nicht nur um Fragen 
der Technik und Technologie geht. Ich glaube, das 
klappt ganz gut, weil sich die Wirtschaft immer 
weiter global aufstellt. Das heißt, die Firmen, die 
im Bauprojekt tätig sind, sind ja nicht auf 
Deutschland beschränkt, die sind weltweit tätig 
und bringen diese Erfahrungen mit. Im Übrigen 
sind auch in der Schweiz viele deutsche Firmen 
in den Bahnprojekten aktiv und sammeln dort Er-
fahrungen, die uns wieder zugutekommen in un-
seren Projekten. Das betrifft sicherlich auch die 
Fragen des Projektmanagements und der Budget-
überwachung. Auch da gibt es sehr gute Beispiele, 
wo man das eine oder andere in Frage stellen 
kann, ob es sinnvoll ist, das in dieses Projekt zu 
übernehmen. Es sind Ausführungen von Herrn  
Leger und Herrn Dr. Kefer gemacht worden, dass 
man sich externen Sachverstand hinzuzieht. Das 
ist sicherlich sehr zu begrüßen. Und natürlich 
auch die Frage im Umgang mit solchen Projekten 
in der öffentlichen Kommunikation, aber auch der 
politischen Begleitung. Hier kommt es darauf an 
zu versuchen, die Potenziale, die Chancen und 
Möglichkeiten, die in einem solchen Projekt lie-
gen, auszuloten und dann zur Umsetzung der  
verkehrspolitischen Ziele in die Praxis zu über-
führen. Das heißt, aus meiner Sicht ist das Projekt 
Stuttgart 21 nicht nur der Umbau des Großknotens 
an sich, sondern – und da bin ich ganz bei Ihnen, 
Herr Lieb, Sie haben es vorhin aufgeführt – wir 
haben eine ganze Reihe anderer Punkte um Stutt-
gart herum, die mit dem Projekt nichts zu tun ha-
ben, weil sie außerhalb des Projektes liegen. Wir 
kriegen einen Lückenschluss von 30 Kilometern, 
zwischen der Neubaustrecke Wendlingen-Ulm 
und in Richtung Mannheim. Und irgendwie ha-
ben wir noch ein kleines Stückchen dazwischen, 
das ist richtig. Nämlich – ich weiß es jetzt nicht 
genau – um die 6 bis 8 Kilometer, die noch fehlen. 
Wir kriegen aber von der Gesamtstrecke her 30 Ki-
lometer Lückenschluss. Insofern kann ich es nicht 
ganz nachvollziehen, dass man sagt: Weil wir 

diese 6 Kilometer nicht kriegen, verzichten wir 
auf der anderen Seite auf die 30 Kilometer. Wir 
sind doch von unseren Gesamtkonzeptionen her 
so aufgestellt, dass in verschiedenen Schritten un-
sere Infrastrukturprojekte umsetzen. Und an einer 
Stelle war eben Schluss, beim Projekt Stuttgart 21. 
Vielleicht können wir uns da gemeinsam auf den 
Weg machen, Herr Lieb, ich biete mich gerne an, 
dass wir den 6 Kilometer Lückenschluss in Zuf-
fenhausen auch noch hinbekommen. Das würde 
auch die Voraussetzung für den Taktfahrplan 
deutlich verbessern. Insofern denke ich, die Po-
tentiale zu nutzen, das ist eigentlich auch die Auf-
forderung, die in Richtung der Politik, nicht nur 
in die Richtung der Ingenieurtechnik gehen sollte.  

 

Vorsitzender: Danke! Kollege Gastel, jetzt haben 
wir natürlich das Problem, dass wir 13.00 Uhr ha-
ben. Wir werden im Obleutegespräch sehen, wie 
wir das regeln. Der Ältestenrat hat einen Be-
schluss gefasst, dass um 13.00 Uhr Schluss der 
Sitzung ist. Wir werden nachher regeln, wie das 
zukünftig machen. Bitte in aller Kürze. 

 

Abg. Matthias Gastel (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ich werde meine 3 Minuten schon brau-
chen. Entschuldigung, ich habe das Recht, meine 
3 Minuten auszuschöpfen und das mache ich 
auch. Ich fange mal damit an, dass die Volksab-
stimmung das Projekt Stuttgart 21 politisch legiti-
miert hat. Verkehrlich besser und sinnvoller ist es 
dadurch aber in keiner Weise. Ich bedauere es 
sehr, dass selbst die Frage, ob dieses Projekt ver-
ändert werden muss, beispielsweise um einen 
Kombi-Bahnhof und den integralen Taktfahrplan 
zu ermöglichen, nicht offen diskutiert werden 
kann, sondern offensichtlich nur hinter vorgehal-
tener Hand.  

Meine zwei Fragen gehen an die Deutsche Bahn: 
Die Erste bezieht sich auf den integralen Taktfahr-
plan. Vor 20 Jahren, als mit der Planung von S21 
begonnen wurde, war das noch kaum ein Thema. 
Inzwischen hat sich das sowohl die Bundesregie-
rung als auch die Deutsche Bahn AG auf die Fah-
nen geschrieben. Und leistungsfähige Knoten-
bahnhöfe mit besseren Umsteigemöglichkeiten 
sind auch Bestandteil ihres Fernverkehrskonzep-
tes, das die DB AG kürzlich vorgestellt hat. Dazu 
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jetzt die konkrete Frage: Werden Sie die Leis-
tungsfähigkeit des geplanten neuen Hauptbahnho-
fes und seiner Zulaufstrecken durch Planänderun-
gen so erhöhen, dass der integrale Taktfahrplan 
auch in der Landeshauptstadt Stuttgart umgesetzt 
werden kann  bzw. sind Sie zumindest offen für 
diese Fragen? 

Mit meiner zweiten Frage nähere ich mich jetzt 
dem Flughafen und dem Filderabschnitt an. Wir 
sind sehr froh, dass unter Vermittlung von Minis-
ter Herrmann und Regionalpräsident Bopp – Herr 
Bilger, ich gehe darauf ein, das ist in der zweiten 
Runde jetzt, dass ich das tue – dass da diese Lö-
sung gefunden wurde, die mit Sicherheit nicht 
perfekt ist, aber die wahrscheinlich das maximal 
mögliche angesichts des Finanzierungsvertrages 
darstellt. Der Mischverkehr bleibt in diesem Be-
reich ein Problem, das man nicht wegdiskutieren 
kann. Eine kleine Anfrage unserer Bundestagsfrak-
tion hat ans Licht gebracht, dass an nahezu allen 
Fernverkehrsbahnhöfen, an den Flughäfen – Aus-
nahme Frankfurt – nach und nach die Anzahl der 
dort haltenden Fernverkehrszüge reduziert wurde. 
Offensichtlich lohnt es sich nicht, mit dem Fern-
verkehr Flughäfen anzubinden. Und in Stuttgart 
stagniert seit vielen Jahren auf niedrigem Niveau 
die Anzahl der Fluggäste.  

Die Frage an die DB: Kann die DB ausschließen, 
dass es am Flughafen Stuttgart zu Ausdünnungen 
von Fernverkehrshalten, im Verhältnis zu der An-
zahl an Fernverkehrszügen kommt, die dem 
Stresstestfahrplan zugrunde lagen? Oder anders 
gefragt: Für welchen Zeitraum wird die DB wie 
viele Fernzüge am Flughafen pro Werktag und 
zwar ohne die der Gäubahn, garantieren? Stich-
wort: verlässlicher Deutschlandtakt. 

 

Vorsitzender: Nochmal eine Frage an die Deut-
sche Bahn AG. Herr Kefer ist draußen. Bitte, Herr 
Dr. Bitzer! 

 

Dr. Florian Bitzer (DB Projekt Stuttgart-Ulm 
GmbH): Herr Gastel, vielen Dank auch für die 
Frage zum integralen Taktfahrplan. Von dieser 
Seite her nochmal die klare Feststellung, dass der 
integrale Taktfahrplan auch im Knoten Stuttgart 
selbstverständlich in den Grundzügen gefahren 
werden kann. Um es mal ganz klar festzuhalten: 

Auch wenn von anderer Seite anders argumentiert 
wird, werden die Argumente trotz ständiger Wie-
derholungen nicht richtiger. Wir haben dazu aus-
führlich Stellung genommen, auch in den Stel-
lungnahmen im Zuge der Planfeststellungsverfah-
ren. An unserer Auffassung dazu ändert sich 
nichts. Ergänzend dazu, Herr Gastel, haben Sie ge-
fragt, ob wir denn auch offen seien zur Ertüchti-
gung der Zulaufstrecken. Der Stresstest hat insbe-
sondere auch gezeigt, dass Kapazitätsengpässe im 
Bahnknoten Stuttgart, wenn es sie gibt, dann auf 
den Zulaufstrecken liegen. Herr Lieb hat es in sei-
nem Papier auch angedeutet und Prof. Martin hat 
darauf hingewiesen, zum Beispiel gerade der Zu-
lauf aus dem Norden. Dazu ist aber auch zu sagen, 
dass diese Maßnahmen zwar als Optionen vorge-
sehen sind in den Planfeststellungsbeschlüssen, 
der Ausbau selber aber nicht Gegenstand des 
Bahnprojekts Stuttgart-Ulm ist. Das heißt, es ist 
vollkommen richtig darauf hinzuweisen. Über 
weitere Optionen kann immer geredet werden. 
Aber dann werden sich auch die entsprechenden 
Kräfte zusammenfinden müssen, um dann auch 
über die Finanzierung zu reden. Dann reden wir 
über weitere Projekte, über die in die Zukunft ge-
sprochen werden muss. Das, was vertraglich zuge-
sichert ist, was vorgesehen ist im Rahmen des Pro-
jekts Stuttgart 21, kann mit der vorgesehenen In-
frastruktur, die jetzt erstellt wird, auch gefahren 
werden.  

Dann war noch die Frage, Herr Dr. Kefer, Sie ha-
ben sie nicht gehört. Ich erlaube mir aber, auch 
diese zu beantworten. Zusicherungen über Ver-
kehrsleistungen auch vom Eisenbahnverkehrsun-
ternehmen DB Fernverkehr  her zu geben, schlicht 
und ergreifend in die Zukunft gesprochen, ist 
nicht möglich. Wir befinden uns dort im Wettbe-
werb. Es wird dort geschaut werden müssen, wie 
sich das Angebot entwickelt. Wir sind aber aus 
dem Projekt heraus sehr zuversichtlich, dass die 
entsprechende Nachfrage da sein wird und dann 
wird auch das Angebot entsprechend dargestellt 
werden. Hier irgendwelche Festlegungen zu er-
warten, Sie wissen es ganz genau, Herr Gastel, das 
ist eine sehr theoretische Frage. 

 

Vorsitzender: Dankeschön, Herr Bitzer! Das wer-
den wir sicherlich mit Herrn Homburg auch noch 
erörtern, den wir nochmal hier haben werden. Ich 
bedanke mich bei allen Sachverständigen und 
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auch bei den Zuhörerinnen und Zuhörern. Ich 
darf den Abgeordneten noch Mitteilung geben, 
dass wir vor kurzem den Zwischenbericht der 
französischen Untersuchungsbehörde zum Ab-
sturz des Airbusses A320 der Germanwings be-
kommen haben. Darauf ist nochmal die Internet-
adresse vermerkt, wo der Zwischenbericht einge-
sehen werden kann, in deutscher Fassung. Das zur 
Information. Damit ist die heutige Sitzung ge-
schlossen. Die Obleute bitte ich aus Zeitgründen 
gleich ins Sitzungszimmer. Ich glaube, das ist 
heute der schnellere Weg. Danke! 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Schluss der Sitzung: 13.07 Uhr 
 
 
 
Martin Burkert, MdB 
Vorsitzender 
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